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Mediale Kompetenzen

Mehr und mehr wird bei vielen Gelegenheiten der Ruf nach
journalistischen Kernkriterien laut, welche die Gewißheit nach
Wahrheitsgehalt, Faktizität und struktureller Richtigkeit
überprüf- und ermittelbar macht. Eine Quelle beispielsweise durch eine
weitere und möglichst dazu noch durch eine unabhängige Bestätigung für
eine Behauptung, für einen Bericht oder für eine Beschreibung zu
hinterfragen und zu sichern, wäre ein solches Kriterium.

Die gründliche Recherche und die Berücksichtigung von
Gegenstandpunkten gehört da selbstverständlich ebenso zum Arbeitsset
wie der Blick auf weitreichendere Zusammenhänge. Zur Überprüfung
solcher publizistischer Selbstverständlichkeiten wird schlußendlich
sogar für diesen Bewertungs- und Beurteilungszweck mit dem Gedanken an
eine entsprechende wissenschaftliche Instanz gespielt.

Selbst Fakten können jedoch auf unterschiedlichere Art erlebt,
erfahren, erlitten und bewältigt worden sein, als es eine gezielte
Lesart oder ein bestimmtes Übermittlungsinteresse zugestehen würde.

Auch die Wahrheit wäre, auf ihre sprachgeschichtliche Urfunktion
zurückgeführt, doch lediglich eine unter Umständen bevorzugte Sicht
welcher Dinge oder Ereignisse auch immer.

Wie hergeholt und konstruiert erscheint da ein Kriterienstrangulat,
das bei allgemein medialer Verarbeitung so etwas wie Gültigkeit und
Ungültigkeit in die Arena des Austausches zu bringen versucht. Es muß
schon eine große Furcht vor demokratischen Prozessen im Spiele sein,
wenn dazu übergegangen wird, eine Kapelle gegen den Wind aufzurichten,
um über diese gemauerte Fessel die freie Luft auf die eigene Seite zu
zwingen.

Schattenblick-Redaktion


9. März 2018
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ATOM/152: Halbwertzeit - Anlaß, Grund, Gelegenheit ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 11. März 2018

Bundesweit haben zahlreiche Fukushima-Gedenk- und Protestveranstaltungen
stattgefunden 

BBU fordert den sofortigen und kompletten Atomausstig



(Bonn / Berlin, 11.03.2018) Anlässlich des 7. Jahrestages des Beginns
der Atomkatastrophe in Fukushima (Japan, 11. März 2011) haben am
Wochenende bundesweit in vielen Städten Gedenk- und
Protestveranstaltungen stattgefunden, bei denen die sofortige Stilllegung
aller Atomanlagen gefordert wurde. Auch der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) hatte zur Teilnahme aufgerufen. Nach Informationen des
BBU haben die größten Demonstrationen in Berlin und am Atomkraftwerk
Neckarwestheim stattgefunden. Der BBU betont, dass die
Fukushima-Katastrophe und ihre anhaltenden Folgen nicht in Vergessenheit
geraten dürfen. Das Mitgefühl des BBU gilt den betroffenen Menschen in
Japan. "Und in der Bundesrepublik Deutschland muss der Atomausstieg endlich
komplett vollzogen werden", fordert BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz. "
Der dreckige Kohlestrom darf dabei keine Alternative zum Atomstrom sein.
Die Zukunft der Energieversorgung gehört international der Solarenergie und
der Windkraft."

Bei den bundesweiten Anti-Atomkraft-Protesten wurde auch verstärkt die
Stilllegung der Uranfabriken in Gronau und Lingen gefordert, für die es
bisher keine Laufzeitbegrenzung gibt. Beide Anlagen produzieren
Nuklearmaterial, das den Betrieb zahlreicher Atomkraftwerke in aller
Welt ermöglicht. Die zukünftige Bundesumweltministerin Svenja Schulze
ist jetzt in der Pflicht, kurzfristig einen Stilllegungsfahrplan für die
beiden umstrittenen Uranfabriken vorzulegen. In Gronau, dem Standort der
Urananreicherungsanlage, wurde am Samstag (10.03.) vom Arbeitskreis
Umwelt (AKU) Gronau eine Mahnwache durchgeführt; für den Sonntag (11. März
2018) hat u. a. der Elternverein Restrisiko Emsland zur Teilnahme an einer
Schweige-Mahnwache aufgerufen. Sie beginnt um 18 Uhr (bis 18.30 Uhr) und
findet am Marktplatz vor dem Alten Rathaus statt. Diese Aktion richtet sich
besonders gegen die Uran-Brennelementefabrik in Lingen sowie gegen das
Atomkraftwerk Lingen 2.


Erfolgreicher internationaler Brückenaktionstag gegen
Atomgefahren


Am Samstag protestierten grenzüberschreitend die Bürgerinitiative
Cattenom Non Merci und der Verein RE.C.H (Verein menschliche
Kettenreaktion, Frankreich) in Kooperation mit zahlreichen weiteren
Anti-Atomkraft-Initiativen, Vereinen und Parteien mit
Anti-Atom-Kraft-Transparenten auf europäischer Ebene auf insgesamt 50
Brücken oder an einigen Kreisverkehren mit der dringlichen Forderung,
dass alle Atomanlagen sofort und unumkehrbar aus sicherheitsrelevanten
Gründen auf EU-Ebene abgeschaltet werden.

Durch diesen EU-weiten Brücken-Protest in Frankreich, Deutschland,
Luxemburg und Belgien haben Bürgerinitiativen und Umweltverbände dieser
Länder gemeinsam davor gewarnt, dass Radioaktivität nicht an Grenzen
halt macht. Gleichzeitig wurde darauf hingewiesen, dass aufgrund der
zunehmenden Bedrohung und der steigenden Gefahren durch Unfälle, die auf
die überalterten Atomanlagen zurück zu führen sind, ein schwerer
Störfall jederzeit möglich ist. Solch ein schwerer Störfall könnte auch
durch einen Terrorangriff oder Flugzeugabsturz herbeigeführt werden.
Zudem wurde bei den Protesten angesichts der drohenden gefährlichen und
unsicheren Lagerung von Atommüll, der Millionen von Jahren sicher
gelagert werden muss, die Beendigung des Endlagerprojekts für atomare
Abfälle in Bure (Frankreich) eingefordert. Die Veranstalter des
Brückenaktionstages schätzen, dass die Anti-Atomkraft-Proteste mit den
Transparenten auf den Brücken international von mehr als 250.000
Menschen gesehen wurden.

Informationen über den internationalen Brückenaktionstag:

https://cattenomnonmerciorg.wordpress.com/startseite-2


Sonntag, 18. März: Proteste in Ahaus und beim Tagebau Hambach


Schon am nächsten Sonntag, am 18. März, findet in Ahaus eine weitere
überörtliche Anti-Atomkraft-Protestaktion statt. Um 14 Uhr beginnt dann
vor der Ahauser Stadthalle eine Kundgebung, mit der an Fukushima, aber
auch an den großen Castortransport von 1998 nach Ahaus (mit
Brennelementen aus den Atomkraftwerken Gundremmingen und Neckarwestheim)
erinnert wird. Die Kundgebung findet vor der Stadthalle in Ahaus statt,
ursprünglich sollte sie am "Mahner" durchgeführt werden. Organisiert
wird die Kundgebung von der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus".
Zur Teilnahme rufen auch der Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau, das
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen und der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) auf. Informationen:

http://www.bi-ahaus.de

Ebenfalls am 18. März 2018 demonstrieren im Hambacher Forst
Anti-Kohle-und Anti-Atomkraft-Initiativen gegen Kohleabbau und
Kohleverstromung. Beginn: 11.30 Uhr, Tagebau Hambach. Weitere Informationen
dazu unter:

http://zukunft-statt-braunkohle.de


Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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WALD/251: Hambacher Forst - Frühjahrsputz ... (Initiative Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 11. März 2018

Hambacher Wald putzmunter - 70 Unterstützerinnen befreien Wald vom
Wohlstandsmüll vieler Jahre



Als Zeichen der Unterstützung und als Beleg für unsere Hoffnungen und
Wünsche, dass der jetzt noch bestehende Teil des einst so großen Hambacher
Waldes für die Nachwelt erhalten bleibt, haben über 70 Menschen aus der
Waldbesetzung, der Initiative Buirer für Buir sowie aus regionalen
Unterstützergruppen gemeinsam am Freitag, den 09.03.2018 und Samstag, den
10.03.2018 den Hambacher Forst von dem Müll gereinigt, der über viele Jahre
hinweg entlang der alten A4 und der L276 achtlos in den Wald geworfen
wurde.

Die Idee existierte schon lange, denn immer wieder gab es Fragen, zum
Beispiel von den bisher über 11.000 TeilnehmerInnen der monatlichen
Waldspaziergänge, warum es soviel Müll entlang der Fahrwege im Hambacher
Wald gäbe. "Jetzt war der Zeitpunkt für einen Frühjahrsputz im Hambacher
Wald gekommen", so Anja Georg von der Initative Buirer für Buir. "Sofort
war die Bereitschaft vieler Menschen groß, mit anzupacken und dafür zu
sorgen, dass der Wald wieder seine Würde zurückerhält, denn neben dem
achtlos weggeworfenen Müll entlang der ehemaligen Verkehrswege haben viele
Anrainer Stellen entlang der Straße als wilde Müllkippe genutzt."

Vor allem der "Wohlstandsmüll" war Ziel der gemeinsamen Aktion. So wurden
säckeweise Plastik- und Glasflaschen, Dosen, Folien und Tüten entlang der
ehemaligen Autobahntrasse der A4 sowie entlang der L276 gesammelt - Müll,
der wie vielerorts auch achtlos aus dem Fenster der Autos geworfen wurde.
"Es war eine nette und, wie am Ergebnis der vielen vollen Müllsäcke
abzulesen ist, erfolgreiche Aktion" so Franz Ridderbecks aus Buir. Die
Aktion war eingebettet in die zeitgleich in Kerpen stattfindende Aktion
"Kerpen macht sauber".

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

Andreas Büttgen

Zum Hoover Feld 19, 50170 Kerpen

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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GEFAHR/032: Brandsatz Fukushima - menschengefährdende Verschleierungsmanöver ... (SB)
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Brandsatz Fukushima 
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Die Menschen, die im Erdölfördergebiet des Nigerdeltas leben, haben
ein schwerwiegendes Problem: Die Ölverseuchung ihrer Umwelt ist
umfassend. Hängen sie ihre Wäsche zum Trocknen raus, setzen sich
ölige Rußpartikel darauf ab; ziehen sie Salate und Gemüse im eigenen
Garten auf, schmecken die daraus zubereiteten Speisen ölig; der
Fisch, den sie aus einem der vielen Seitenarme des weitverzweigten
Flußsystems des Niger fangen, riecht und schmeckt ebenfalls nach
Erdöl. Eine treffende Kenngröße, die das Leiden der Menschen in
Nigeria auf abstrakte Weise ausdrückt: Die Lebenserwartung der
Bewohnerinnen und Bewohner des Nigerdeltas liegt mit 41 Jahren ganze
zehn Jahre unter dem Durchschnitt des übrigen Landes.

Es soll kein Trost sein, nicht einmal ein schwacher, doch in einer
Hinsicht können sich die Menschen aus dem Nigerdelta glücklich
schätzen: Sie sehen, schmecken, riechen und fühlen die verseuchte
Umwelt. Das gilt für die Menschen, die in die Sperrzone rund um das
am 11. März 2011 havarierte japanische Atomkraftwerk Fukushima
Daiichi zurückkehren sollen und einer ganz anderen, akuten Gefahr für
Leib und Leben ausgesetzt sein werden, nicht. Die Strahlengefahr ist
allgegenwärtig.

Menschen haben offenbar kein Sinnesorgan für Radioaktivität, sie wird
von ihnen nicht wahrgenommen. Sofern sie nicht so extrem hoch ist,
daß sie augenblicklich zu schwersten gesundheitlichen
Beeinträchtigungen führt, kann ionisierende Strahlung nur mit
technischen Hilfsmitteln erfahrbar gemacht werden. Wir haben nichts
anderes, und doch sind die Instrumente in vielerlei Hinsicht
unzureichend, wenn es darum geht, das Ausmaß einer Strahlengefahr zu
detektieren, geschweige denn, ihre tatsächliche biologische Wirkung
zu erfassen.

Zu den technisch-physikalischen Schwierigkeiten der Strahlenanalyse
gesellt sich das Problem der politischen Bewertung der Gefährlichkeit
von Strahlung und somit der Festlegung von Grenzwerten. Vorweg
geschickt: Diese wären ohne eine Nutzung der Kernenergie gar nicht
erforderlich. Am weitreichendsten wären Menschen vor ionisierender
Strahlung geschützt, wenn es überhaupt keine künstlichen radioaktiven
Quellen gäbe.

Die behördliche Festlegung von Grenzwerten bedeutet nicht, daß einer
Person, die stets unterhalb des Grenzwerts bleibt, deshalb kein
Schaden zugefügt würde. Auch sehr schwache ionisierende Strahlung
unterhalb der gültigen Grenzwerte kann zu Zellveränderungen und
daraufhin Immunschwäche, Krebs und anderen Krankheiten führen. Darum
sind Grenzwerte politische Größen. Mit ihnen wird festgelegt, wie
viele Menschen die gesellschaftlichen Entscheidungsträger willens
sind, unter Beibehaltung der vorherrschenden Produktionsverhältnisse
zu opfern.

Aus gesundheitlichen Gründen wäre, wie gesagt, eine Nullösung am
besten. Legt man die potentielle Strahlenbelastung - fachsprachlich
Äquivalentdosis - einer Person auf 1 Millisievert pro Jahr (mSv/y)
fest, wie es in Deutschland und vielen anderen Ländern üblich ist,
läßt sich abschätzen, wie viele Menschen aufgrund dieses Grenzwerts
erkranken oder frühzeitig sterben werden. Was sie bei einer Nullösung
eben nicht würden.

Legte man jedoch den Grenzwert von 1 mSv/y pauschal für sämtliche
Berufsgruppen fest, gäbe es wahrscheinlich weder Atomkraftwerke noch
Langzeitflüge, vielleicht nicht einmal Strahlenmedizin, denn niemand
dürfte langfristig die Meiler, Flugzeuge und strahlenmedizinischen
Geräte bedienen, da er noch innerhalb eines Jahres die zulässige
Höchstmenge an Radioaktivität erreicht hätte. Darum hat die Politik
für Berufsgruppen in diesen Bereichen die Grenzwerte um das 20fache
auf 20 mSv/y hochgesetzt. Die zu erwartende höhere Erkrankungsrate in
den genannten Berufsgruppen wird von der Regierung einkalkuliert. Das
heißt, zum vermeintlichen Wohl der Gesellschaft erkranken oder
sterben Menschen vorzeitig.

Diese grundsätzlichen Ausführungen zur Grenzwertdiskussion
vorweggeschickt lassen sich die Meßergebnisse besser einordnen, die
die Umweltorganisation Greenpeace Japan in ihrem aktuellen Report
"Reflections in Fukushima: The Fukushima Daiichi Accident - Seven
Years On", Untertitel "Radiation investigations in the exclusion zone
of Namie and open areas of Namie and Iitate", präsentiert. [1]

Der Bericht hätte durchaus die Brisanz, in Japan eine
gesellschaftliche Debatte über den menschenverachtenden Umgang der
Administration Premierminister Shinzo Abes mit den Evakuierten
anzuregen. Eben deshalb, so steht zu befürchten, wird der Konter der
Regierung, der für das Akw Fukushima Daiichi verantwortlichen
Betreibergesellschaft TEPCO und weiterer Lobbyisten der Atomenergie
darin bestehen, die Studie zu ignorieren und totzuschweigen.

Wie der Schattenblick im ersten Teil seines Brennpunkts "Brandsatz
Fukushima" aus Anlaß der Veröffentlichung der Greenpeace-Studie
berichtete [2] und hier nicht noch einmal im Detail wiederholt werden
soll, wurden in den Städten Iitate und Namie sowie deren Umgebung
teils extrem hohe Strahlenwerte gemessen, daß sie, träten sie im
Innern eines Kernkaftwerks auf, den Alarm und eine
Evakuierungsanordnung auslösen würden.

Bei Iitate und Namie dagegen verhält es sich genau umgekehrt. Die
japanische Regierung hat im März 2017 die Evakuierungsanordnung für
einige Flächen, die nach dem dreifachen GAU im AKW Fukushima Daiichi
gesperrt worden waren, aufgehoben und arbeitet an dem Ziel, bis zum
Jahr 2023 weitere Inseln innerhalb der hochgradig strahlenbelasteten
Gebiete - euphemistisch "Schwierig-zurückzukehren-Zone", bzw.
englisch "difficult to return zone" genannt - freizugeben. Die
Menschen sollen zurückkehren, so daß der Eindruck von Normalität
entsteht. Einen Rotalarm wie in einem Akw wird es genau nicht geben,
obschon er aufgrund der potentiellen Strahlenbelastung gerechtfertigt
wäre.

In dem Greenpeace-Bericht wird darauf hingewiesen, daß die Regierung
den angestrebten Grenzwert der zu dekontaminierenden Gebiete von 0,23
Mikrosievert pro Stunde (µSv/h), der aufgerechnet einer Jahresdosis
von 1 mSv entspricht, auf jene 20 mSv anheben will, die, wie weiter
oben beschrieben, normalerweise nur für besonders strahlenexponierte
Berufsgruppen gelten. Einen entsprechenden Vorschlag habe der
Vorsitzende der Atomaufsichtsbehörde (Nuclear Regulation Authority -
NRA) im Januar dieses Jahres mit der Begründung unterbreitet, daß die
gegenwärtige Zielvorgabe "ein Hindernis für die Rückkehr der
Evakuierten" darstellt.

Vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen wird klar, was das
bedeutet: Der NRA-Vorsitzende hat vorgeschlagen, ein paar Menschen
mehr aufgrund der höheren Belastung mit ionisierender Strahlung über
die Klinge springen zu lassen - um es unverblümt zu sagen. Mit seinem
Vorstoß lotet er anscheinend schon mal die Stimmung in Regierung und
Gesellschaft aus, wie diese das in letzter Konsequenz unabweisliche
Todesurteil gegen einige Menschen, deren Namen und Gesichter man zum
jetzigen Zeitpunkt noch nicht kennen kann, aufnehmen werden.

Sowohl die Messung ionisierender Strahlung als auch die Beurteilung,
was die ermittelten Werte bedeuten, ist kompliziert. Es kann einen
entscheidenden Unterschied machen, wo, wie und was gemessen wird.
Beispielsweise hat Alphastrahlung nur eine Reichweite von ein bis
zehn Zentimetern, würde also unter Umständen gar nicht registriert,
wenn nicht das Meßgerät in die unmittelbare Nähe gebracht wird.
Alphastrahlung ist aber sehr gefährlich, falls so ein
Strahlenpartikel mit der Atmung oder Speise inkorporiert wird und in
unmittelbaren Kontakt zu menschlichen Zellen gelangt.

Schwer vorstellbar, daß die angeblich dekontaminierten Flächen von
Iitate und Namie so gründlich abgescannt wurden, daß dabei jeder
einzelne Alphastrahler entdeckt und beseitigt wurde. Und selbst wenn
man behaupten wollte, das Vorhaben sei gelungen, könnte eine Fläche
im unmittelbaren Anschluß an die Messung erneut kontaminiert worden
sein. Denn 70 bis 80 Prozent der Region sind bewaldet. Die
Waldflächen wurden jedoch nicht dekontaminiert, sie sind ein
ständiger Quell für radioaktiven Staub aus dem ursprünglichen
Fallout, aber auch aus organischem Material, das zerfällt und mit
Wind und Wetter weite Strecken zurücklegen kann.

Sollten die Dekontaminationsarbeiter ein Dosimeter beispielsweise am
Band um den Hals oder am Gürtel tragen, würden womöglich weder Alpha-
noch Betastrahler erfaßt. Letztere haben, je nach Energiegehalt, eine
Reichweite von wenigen Zentimetern bis einigen Metern. Wenn nun
Menschen in die von der Regierung freigegebenen Gebiete zurückkehren,
werden sie sich permanent in einem Flickenteppich von harmlosen,
leicht gefährlichen und sehr gefährlichen Gebieten bewegen müssen.
Mehr noch, dieser Flickenteppich erwiese sich als dynamisch. Was
heute als okay gemessen wurde, kann schon morgen wieder verstrahlt
sein.

Bis jetzt sind nur wenige Prozent der ursprünglichen Bevölkerung von
Iitate und Namie zurückgekehrt. Besonders gefährlich ist das für
Kinder, denn der heranwachsende Organismus reagiert empfindlich auf
ionisierende Strahlung. Es werden daher, wenn überhaupt, vor allem
ältere Menschen die schwere Entscheidung treffen - vielleicht
aufgrund eines ökonomischen Drucks, da die Regierung ihnen die
finanzielle Unterstützung entzogen hat oder noch entziehen wird -,
und nach Iitate oder Namie zurückkehren. Das kommt der Regierung
entgegen, denn wenn ein Mensch älter ist und dann beispielsweise an
Krebs erkrankt oder einen Herzinfarkt erleidet, könnte das immer auf
"natürliche" Alterserscheinung abgeschoben werden.

Die Greenpeace-Studie zeigt am Beispiel zahlreicher Meßpunkte, aber
auch anhand von Messungen, die laufend mit einem durch die Region
fahrenden Auto vorgenommen wurden, die Verantwortungslosigkeit der
Regierung gegenüber der Bevölkerung. Weder können die bereits
freigegebenen Gebiete in Iitate und Namie als "sicher" (im Sinne des
Grenzwerts von 1 mSv/y) angesehen werden, noch besteht die Aussicht,
daß die bis 2023 zur Dekontamination vorgesehenen Flächen in den
folgenden Jahrzehnten auch nur in die Nähe einer als unbedenklich zu
bezeichnenden Radioaktivität gelangen werden.


Fußnoten:

[1] http://www.greenpeace.org/japan/Global/japan/pdf/RefFksm_EN.pdf

[2] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/brenn/ubge0031.html
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GEFAHR/031: Brandsatz Fukushima - strahlende Fakten ... (SB)
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Die japanische Sektion der Umweltorganisation Greenpeace hat
umfangreiche Radioaktivitätsmessungen in den Städten Iitate und
Namie, aus denen Menschen nach Beginn der Fukushima-Katastrophe
evakuiert worden waren, durchgeführt. Dabei wurde festgestellt, daß
die Strahlung stellenweise weiterhin extrem hoch ist. Eine Rückkehr
der Menschen, wie sie von der Regierung seit rund einem Jahr forciert
wird, ist viel zu riskant, schreibt die Organisation. Örtlich würden
die Strahlenwerte noch Jahrzehnte, wahrscheinlich sogar bis ins
nächste Jahrhundert hinein viel zu hoch sein, um auch nur in Erwägung
ziehen zu können, die Menschen gefahrlos zurückkehren zu lassen. [1]

Unmittelbar nach der Zerstörung des Akw Fukushima Daiichi am 11. März
2011 zunächst durch ein Erdbeben, dann wenige Minuten darauf durch
einen Tsunami war die größte Sorge, die Menschen vor dem radioaktiven
Fallout zu schützen und aus hochverstrahlten Städten wie Iitate
herauszuholen. Heute müßte man sagen, es geht darum, die Menschen aus
Iitate herauszuhalten.

Doch unverdrossen setzt die Regierung Premierminister Shinzo Abes ihr
umfassendes Beschwichtigungsprogramm zur Bewahrung der Kernenergie
fort. Bereits vor einem Jahr wurde die Evakuierungsanordnung für
einige Gebiete der Sperrzone aufgehoben und die ursprüngliche
Bevölkerung aufgefordert zurückzukehren. Bis zum Jahr 2023
sollen weitere, noch stärker verstrahlte Inseln innerhalb der
Sperrzone zunächst dekontaminiert und dann freigegeben werden. Solch
ein Menschenexperiment hat es bislang in der von zahlreichen Unfällen
bestimmten Geschichte der Kernenergienutzung noch nicht gegeben.

Die Strahlenmessungen von Greenpeace zeigen, daß der Begriff
"Sicherheit" der Regierung ein gänzlich anderer ist als einer, wie er
aus gesundheitlichen Gründen geboten wäre. So schreibt die
Umweltschutzorganisation, daß in den Gebieten von Iitate und Namie,
für die im März 2017 die Evakuierungsanordnungen aufgehoben worden
waren, noch jahrzehntelang die Strahlenbelastung über dem
international anerkannten Grenzwert von 1 Millisievert pro Jahr (1
mSv/y) liegen wird. Um diesen Grenzwert einzuhalten, sähen die
Berechnungen der Regierung als langfristiges Ziel eine Strahlendosis
von 0,23 Mikrosievert pro Stunde (µSv/h ) vor. Dabei gehe die
Regierung jedoch davon aus, daß sich eine Person nur durchschnittlich
acht Stunden am Tag draußen und ansonsten abgeschirmt von der
Strahlung im Innern eines Holzhauses aufhält. Greenpeace legt jedoch
einen strengeren, dem Wohlergehen der Menschen zugewandteren Maßstab
an und berechnet die Jahresdosis auf der Basis der durchschnittlichen
Strahlenexposition in einem Meter Abstand über 365 Tage (8760
Stunden).

Greenpeace hat umfangreiche Messungen innerhalb und außerhalb von
Wohnhäusern, auf landwirtschaftlichen Flächen, im Wald und entlang
von Straßen durchgeführt. In einem Haus, das ein angeblich
gründliches Dekontaminationsprogramm durchlaufen hat, wurde im
Durchschnitt eine Strahlendosis von 1,3 und als Maximum 5,8
µSv/h registriert. Im nahegelegenen Wald würde sich eine Jahresdosis
von 17 mSv, also dem 17fachen des internationalen Grenzwerts,
ergeben. In der Gemeinde Obori von Namie käme man sogar auf eine
Jahresdosis von 101 mSv. Nur 50 Meter von der für den öffentlichen
Verkehr freigegebenen Route 114 wurde der Grenzwert sogar um das
287fache überschritten. Dieser Wert steigerte sich, als nicht in 100
cm, sondern 10 cm Höhe über dem Boden gemessen wurde, auf das
3400fache über dem Grenzwert der zulässigen Jahresdosis. Und so
weiter und so fort. Was Greenpeace hier berichtet, zeichnet ein Bild
von der Situation in der Evakuierungszone von Fukushima.

Jeder, der schon einmal eine Röntgenuntersuchung über sich ergehen
lassen mußte, weiß, daß das Personal den Raum verläßt, bevor das
Röntgenbild angefertigt wird. Der Grenzwert für medizinisches
Personal im Röntgenbereich liegt bei 5 mSv/y. Ein Niveau, das
"selten" erreicht wird, berichtete der Krebsspezialist Misao Fujita.
Von den Evakuierten wird jedoch erwartet, daß sie in einer Umgebung
leben und ihre Kinder zur Schule schicken, in der die radioaktive
Strahlung viermal so hoch ist. [2]

Ende Februar berichtete die Universität Manchester, daß der
radioaktive Fallout des Akw Fukushima Daiichi innerhalb der
Evakuierungszone winzige Strahlenpartikel (Mikropartikel) von Uran,
Cäsium und Technetium enthielt und daß die Strahlenbelastung
möglicherweise viel länger anhält als ursprünglich angenommen.
"Unsere Forschungen zeigen sehr deutlich, daß es notwendig ist,
weitere, detaillierte Untersuchungen des Brennstoffabfalls von
Fukushima innerhalb und möglicherweise außerhalb der Sperrzone
durchzuführen", sagt der an der Studie beteiligte Dr. Gareth Law von
der Universität Manchester. [3]

Bislang haben die Betreibergesellschaft TEPCO und die japanische
Regierung den Eindruck zu erwecken versucht, daß durch die
havarierten Reaktoren nur flüchtige, gasförmige Radionuklide wie
Cäsium und Jod freigesetzt wurden. Die winzigen, festen Partikel
jedoch - über die übrigens nicht zum ersten Mal berichtet wurde -
stellen langfristig eine viel größere Gefahr dar, da sie sich
beispielsweise mit Staub verbinden und dann eingeatmet werden können.

Die Beobachtungen von Greenpeace und auch der Forschergruppe
demaskieren die Verachtung der Regierung gegenüber den Menschen, von denen
sie gewählt wurde, schonungslos. Müßte es nicht oberste Pflicht einer
Regierung sein, Schaden von der Bevölkerung abzuwenden? Da die
sogenannte Dekontamination weitgehend gescheitert ist und auch gar
nicht funktionieren kann, da man keine Chance hat, die ausgedehnten
Bergwälder von radioaktiven Partikeln zu befreien, handelt es sich
lediglich um Inszenierungen, wenn nun Arbeiter in weißen
Schutzanzügen und mit Staubmasken vor Mund und Nase Laub einsammeln,
Rasenflächen abtragen, Gebäude absprühen, Bäume beschneiden und
ähnliche Tätigkeiten mehr verrichten.

Dieses Freilufttheater soll dem Publikum suggerieren, daß die
Regierung die Dinge anpackt und unter Kontrolle hat. Daß die
Arbeiter, die seit vergangenem Jahr in den stärker verstrahlten
Gebieten sogenannte Dekontaminationsarbeiten ausführen, dabei einem
akuten Gesundheitsrisiko ausgesetzt werden, kümmert die Regierung
nicht, denn ihr steht genügend Menschenmaterial als Ersatz zur
Verfügung. Eine Krebserkrankung, wie sie bei einer zu hohen
Strahlenbelastung droht, ist nur in den wenigsten Fällen auf eine
Ursache rückführbar. Das zeigen nicht zuletzt die zynischen Versuche,
den Anstieg an Schilddrüsenkrebs unter Kindern und Jugendlichen in
der Präfektur Fukushima zu einem Meßphänomen oder bloßen
statistischen Effekt wegzuerklären.

Überträgt man die Erkenntnisse von Greenpeace auf andere Gebiete
staatlicher Regulation, muß man davon ausgehen, daß beispielsweise
auch die Angaben über das täglich ins Meer fließende Grundwasser, das
von unterwärts durch die maroden Fundamente in die havarierten
Reaktoren fließt und sich dort mit dem täglich zugeführten Kühlwasser
vermischt, erheblich geschönt sind. Angeblich läßt der inzwischen
fertiggestellte Eiswall, der das Erdreich bis zu 30 Meter tief rund
um die vier havarierten Reaktoren gefrieren läßt und dadurch ein
Eindringen von Grundwasser verhindern soll, noch immer täglich 95
Tonnen Wasser hindurch. Vor der Installation des Eiswalls waren es
laut der Betreibergesellschaft TEPCO 200 Tonnen. Der größere Teil der
täglich anfallenden 500 Tonnen verstrahlten Grundwassers wird
allerdings über Dutzende Brunnen abgepumpt und in Tanks gelagert, was
bedeutet, daß der 35 Milliarden Yen (320 Mio. Dollar) teure, aus
Steuergeldern finanzierte Eiswall einen geringeren Effekt hat als das
konventionelle Pump- und Drainagesystem.

Niemand weiß ganz genau, in welchen Mengen radioaktives Grundwasser
vom Akw-Gelände aus dem Meeresboden dringt und den Pazifischen Ozean
kontaminiert. Frühere Angaben von 300 bis 400 Tonnen täglich
(ununterbrochen seit Beginn der Katastrophe!) waren eine bloße
Schätzung. Man muß davon ausgehen, daß die Regierung die Menge eher
unter- als überschätzt hat. Auch der Eiswall kann nicht verhindern,
daß weiterhin verstrahltes Grundwasser ins Meer fließt.


Fußnoten:

[1] http://www.greenpeace.org/japan/Global/japan/pdf/RefFksm_EN.pdf

[2] https://www.channelnewsasia.com/news/cnainsider/fukushima-daiichi-nuclear-radiation-residents-return-safety-9888552

[3] https://www.sciencedaily.com/releases/2018/02/180228092241.htm
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ATTAC/1889: Steuertricks - Attac demonstriert in Apple Store Frankfurt


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 10. März 2018

Attac-Flashmob gegen Steuertricks in Frankfurter Apple Store

Globalisierungskritiker fordern 13 Milliarden für Allgemeinheit
zurück



Mit einem Flashmob im Frankfurter Apple Store haben Aktivistinnen und
Aktivisten des globalisierungskritischen Netzwerkes Attac am Samstag die
intransparenten Geschäfte und Steuertricks des Konzerns angeprangert.
Die Globalisierungskritikerinnen und -kritiker entrollten im
Ladeninneren ein Banner mit der Aufschrift "Steuertricks stoppen!" und
hielten Plakate hoch mit Forderungen wie "Unitary Tax einführen!", Zahlt
die 13 Milliarden" und "Es gibt kein Hausverbot für Protest!".

"Das aggressive Geschäftsmodell der Steuertrickser-Konzerne schadet der
Allgemeinheit und muss endlich gestoppt werden. Allein Apple schuldet
den Menschen in Europa 13 Milliarden Euro. Dieses Geld fehlt für
Bildung, Gesundheit und die Bekämpfung des Klimawandels. Apple, SAP und
Amazon müssen angemessen Steuern zahlen", sagte Attac-Steuerexperte
Alfred Eibl.

Infolge eines geheimen Deals mit der irischen Regierung hat Apple von
2003 bis 2014 ganze 13 Milliarden Euro zu wenig Steuern in der EU
bezahlt. Durch die Extraregelung in Irland versteuert der Konzern seinen
Profit nur minimal - 2014 etwa entrichtete Apple nur 0,005 Prozent
Steuern auf seine Gewinne in der EU. 2016 verlangte die EU-Kommission
daher von Irland, das Geld zurückzufordern. Doch die irische Regierung
will die 13 Milliarden lediglich auf einem Treuhandkonto deponieren, bis
über ihren Widerspruch entschieden ist. Auch im Fall anderer
Digitalkonzerne sind Geheimdeals mit nationalen Regierungen Grund für
eine viel zu geringe Besteuerung.

Europaweite Kampagne für Gesamtkonzernsteuer



Attac fordert EU-weite Mindeststeuersätzen und eine Gesamtkonzernsteuer.
Bei dieser müssen transnationale Konzerne eine globale, nach Staaten
gegliederte Bilanz vorlegen. Auf dieser Basis können Gewinne den Staaten
zugeordnet und dort besteuert werden. Eine starke EU-weite
Gesamtkonzernsteuer würde Steuertricks à la Apple effektiv verhindern.

Die Aktion in Frankfurt war Teil einer europaweiten Kampagne, mit der
sich Attac gegen Steuertricks multinationaler Konzerne und für eine
Gesamtkonzernsteuer engagiert. Auch in Frankreich und Österreich haben
Aktive des Netzwerkes in und vor Apple Stores demonstriert und diese
teilweise besetzt.

Der Versuch von Apple, ein dreijähriges Hausverbot durchzusetzen und
Attac Frankreich bei Zuwiderhandlung eine Strafzahlung von 150.000 Euro
aufzuerlegen, scheiterte vor dem Pariser Landgericht. In ihrem Urteil
vom 23. Februar werteten die Richter das Recht auf freie
Meinungsäußerung und friedliche Demonstrationen höher als die
Profitinteressen des Unternehmens. Das Attac-Engagement gegen
Steuertricks von Konzernen diene zudem der Allgemeinheit.

Weitere Informationen:

Attac-Kampagne "Steuertricks stoppen - Gesamtkonzernsteuer jetzt":

www.attac.de/steuertricks

Urteil des Pariser Landgerichts:

http://t1p.de/Urteil-Attac-Apple

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. März 2018 
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AUSSICHTEN/8212: Und morgen, den 12. März 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 12.03.2018 bis zum 13.03.2018 +++
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Trüb, bedeckt, verhängnisvoll,

wenig nur bewegte Lüfte,

drückt es Jeans Gemüt ganz doll

auf der Spur der Wiesendüfte.
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GLEICHHEIT/6590: Ein Gespräch mit Raoul Peck, dem Regisseur von "Der junge Karl Marx"


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Ein Gespräch mit Raoul Peck, dem Regisseur von "Der junge Karl Marx"

Von Fred Mazelis

10. März 2018



Kürzlich führte die World Socialist Web Site das folgende Interview
mit Raoul Peck, dem Regisseur des Films "Der junge Karl Marx".

Der Film ist Ende Februar in den USA angelaufen. Es ist ein biographisches
Porträt von Marx und Engels aus den Jahren zwischen 1843 und 1847. Die
World Socialist Web Site veröffentlichte am 9. März 2017 eine
Besprechung [1] des Films.

Fred Mazelis: Können Sie uns etwas über die Entstehung des
Filmprojekts mitteilen? Wie lange haben Sie gebraucht, um es
fertigzustellen?

Raoul Peck: Ich möchte den ganzen Zusammenhang des Projekts
erläutern. Wie all meine anderen Arbeiten ist es aus meinem eigenen Kampf
in der Gesellschaft entstanden, in der ich lebe, ganz gleich ob in
Deutschland, Frankreich, Haiti oder in den USA.

Die Idee zu dem Projekt entstand vor mehr als 10 Jahren, etwa zu der Zeit,
als ich mit "I Am Not Your Negro" begonnen hatte. Als Filmemacher fühle ich
mich mitverantwortlich für das, was ich in der heutigen Welt um mich herum
sehe.

Als Filmemacher kann ich nicht zu CNN gehen und irgendetwas in den zwei
Minuten sagen, die sie mir gewähren. Ich kann auch nicht einfach zur New
York Times gehen. Auf diese Weise kann man keine breite Diskussion
anstoßen. Ich nutze das Kino.

Die World Socialist Web Site muss ich nicht überzeugen. Sie wissen
schon Bescheid. Ich muss versuchen, ein so breites Publikum wie möglich zu
erreichen. Ich wollte einen zweistündigen Film machen und dabei in einem
wichtigen Moment ihres Lebens nahe an der Wirklichkeit dieser drei jungen
Menschen (Marx, Engels und Jenny) bleiben. Es hat was mit unserem Kampf
heute, in unserer Gesellschaft, zu tun. Das war die Herausforderung. Es
sollte keine Filmbiographie werden. Denn hätte ich das gemacht, hätte ich
dann nicht eine Geschichte über Jenny und Engels, über Eifersucht, über die
Hindernisse von Marx usw. dazu erfinden müssen?

Dies ist ein Film über die Entstehung von Ideen. Sagen Sie, haben Sie schon
mal einen Film über die Entstehung von Ideen gesehen? Und hier geht es
nicht nur um Ideen im Allgemeinen, sondern um die besonderen Ideen von Marx
und Engels in ihrer Komplexität. Man musste die Auseinandersetzung in der
sozialistischen Bewegung zu ihrer Anfangszeit aufzeigen und einem breiten
Publikum den wissenschaftlichen Sozialismus erklären, und wie er sich von
Populismus, Mystizismus oder Utopismus unterscheidet.

Es ist natürlich keine Doktorarbeit. Aber es soll dir eine Idee vermitteln,
damit du anschließend zu einem Buch greifen und lesen kannst. Schließlich
ist das nicht der Teufel, den man dir weismachen wollte. Das war der Kampf,
den ich mit diesem Film zu bewältigen hatte. Es gibt einen Grund dafür,
weshalb dies der erste in der westlichen Welt gedrehte Film über Karl Marx
ist.

Ich gehöre einer anderen Generation an. Ich habe von engagierten
Filmemachern, kämpferischen Filmemachern profitiert. Aber ich habe
verstanden, dass ich nicht die gleiche Technik, die gleichen Bilder, den
gleichen Sound und die gleichen Geschichten wie früher nutzen kann, es sei
denn, ich wollte einen Film für eine winzige Minderheit drehen. Mein
politischer Kampf hat mich dahin gebracht, wo die Leute sind, und ich
versuche, sie zu überzeugen, ihnen zu sagen: Es gibt eine andere Geschichte
als die, die man euch erzählt hat.

FM: Könnten Sie einige der Fragen nennen, die sich Ihnen bei der
Arbeit an "Der junge Karl Marx" stellten?

RP: Wie gesagt, die Entwicklung des Projekts dauerte 10 Jahre. Als
ich sagte, ich wollte mich an die Realität halten, die wirkliche
Geschichte, meinte ich, dass wir keine normale Filmbiografie machen
konnten. Vielmehr mussten wir die Geschichte erzählen, wie sie wirklich
passiert ist. Es musste politisch werden, es musste mit einem Budget
gemacht werden, das man verantworten konnte, und wir benötigten
vollständige Freiheit in der Gestaltung des Materials. Das waren die
Bedingungen.

Wir kamen zum Schluss, dass wir das Material nicht aus den Biografien
nehmen wollten, denn es gibt sehr viele Biografien, und einige enthalten
oft viel Widersprüchliches. Wir wollten keine Bücher wälzen, in denen
steht, was Marxismus ist. Wir entschieden uns, uns auf die Korrespondenz zu
stützen. Auf die gleiche Art, wie ich es bei [James] Baldwin gemacht habe:
seine eigenen Worte zu nutzen. So haben wir uns auf die Korrespondenz
zwischen Marx, Engels, Jenny und ihren Freunden gestützt. Achtzig Prozent
des Materials stammen aus dieser Korrespondenz. Das macht die Szenen
lebendig.

FM: Wenn also Engels Marx drängt, er müsse Bentham, Adam Smith und
die englische politische Ökonomie studieren ...

RP: Ja, genau, das ist der Dialog. Wenn man die Korrespondenz kennt,
wenn man sie liest, dann findet man diesen Dialog. Sogar eine Szene wie die
mit Weitling bei dem Disput in Belgien ... Genau genommen wurde die von
Annenkow, Pawel Annenkow, beschrieben, der im Film auftaucht. [Pawel
Annenkow war ein russischer Literaturkritiker, ein unmittelbarer
Zeitgenosse von Marx und Engels, der viele Jahre in Westeuropa lebte.]

Es war sehr wichtig, zu zeigen, wie die genaue Beziehung, die Partnerschaft
zwischen Marx und Engels, zustande kam. Es gibt Sozialisten, die dies für
ihre eigenen Zwecke falsch interpretieren. Ich bin nicht daran
interessiert, mich in die Auseinandersetzungen zwischen Marxisten
einzumischen. Ich gehe zurück auf die Grundanalyse der kapitalistischen
Gesellschaft und will sehen, wie das heute angewandt werden kann.

FM: Mir ist aufgefallen, dass am Schluss des Films Bilder gezeigt
werden, unter denen auch welche aus den 1960er Jahren sind, aus der
kolonialen Revolution, aber nicht aus der Russischen Revolution. Dabei sind
in der Russischen Revolution doch die Ideen von Marx und Engels gerade
erstmals zum Tragen gekommen, um den Kapitalismus zu stürzen.

RP: Das war meine persönliche politische Auswahl. Ich mache einen
Film in einem bestimmten Zusammenhang. Hätte Netflix mir 10 Stunden
gegeben, um die ganze Geschichte zu zeigen, dann wäre ich froh gewesen.
Aber hier ging es nur um die Geburt des wissenschaftlichen Sozialismus.

In seinen letzten beiden Lebensjahren erkannte Lenin seine Revolution nicht
wieder. Er kritisierte die ganze Bürokratie. Auch Trotzki tat das, ehe er
ermordet wurde.

Ein Film wie dieser ist ein Wunder. In zwei Stunden kann ich natürlich
nicht alle Probleme des letzten Jahrhunderts lösen. Wir sollten das Wunder
feiern, und dann sehen wir weiter.


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2017/03/09/marx-m09.html

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2018 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten

 * 

Quelle:

World Socialist Web Site, 10.03.2018

Ein Gespräch mit Raoul Peck, dem Regisseur von "Der junge Karl Marx"

http://www.wsws.org/de/articles/2018/03/10/peck-m10.html
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AUSLAND/8641: Aus aller Welt - 11.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Parlamentswahl in Kuba - Wer folgt auf Staatschef Raúl Castro?

Im April wird der seit einem Jahrzehnt amtierende kubanische
Staatschef Raúl Castro abtreten. Mit der Parlamentswahl ist der
Wechsel an der Staatsspitze am Sonntag eingeleitet worden. Am 19.
April soll das neue Parlament den Nachfolger des 86jährigen
Präsidenten wählen, der die Amtsgeschäfte von seinem 2016
verstorbenen älteren Bruder Fidel Castro übernommen hatte. Für das
Präsidentenamt wurde bislang kein Kandidat offiziell benannt. Als
möglicher Nachfolger von Staatschef Raúl Castro gilt dessen
57jähriger Stellvertreter Miguel Díaz-Canel.
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JUSTIZ/8641: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Berliner Polizei ermittelt Tatverdächtigen

Wenige Tage nach dem Mord an einer 14jährigen Schülerin in
Berlin-Alt-Hohenschönhausen hat die Polizei offenbar den Täter
ermitteln können. Ein Jugendlicher aus dem Bekanntenkreis des
Mädchens habe die Tat gestanden, teilte die Polizei am Sonntagabend
mit. Der 15jährige soll am Montag dem Haftrichter vorgeführt werden.
Weitere Details zu dem Fall wollten die Ermittler vorerst nicht
herausgeben. Eine Obduktion in der Rechtsmedizin bestätigte, daß das
Mädchen erstochen wurde.
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MILITÄR/8637: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rußland testet neue Hyperschallwaffe

Nach Informationen des russischen Verteidigungsministeriums wurde
eine neue Hyperschall-Rakete erfolgreich getestet. Ein Abfangjäger
der Luftstreitkräfte habe einen praktischen Übungsgefechtsstart mit
der Präzisionsrakete vom Typ Kinschal (Dolch) durchgeführt. Laut
russischen Angaben soll das neue hyperschallschnelle luftgestützte
Raketensystem alle existierenden Flug- und Raketenabwehrsysteme
überwinden und nukleare und konventionelle Gefechtsköpfe bis zu 2.000
Kilometer weit tragen können. Zuvor hatte Präsident Wladimir Putin in
einem Interview mit dem Fernsehsender NBC mitgeteilt, daß die neuen
russischen Waffensysteme keine Gefahr für jene darstellen, die
Rußland ebenso nicht anzugreifen planen.
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POLITIK/8639: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Seehofer will konsequent abschieben

Kurz vor seinem Umzug von München nach Berlin hat der neue
Bundesinnenminister der großen Koalition, Horst Seehofer, eine harte
Linie in der Flüchtlingspolitik angekündigt. Die Zahl der
Rückführungen müsse deutlich erhöht werden, sagte der CSU-Politiker
in einem Gespräch mit der Bild am Sonntag. Entscheidungen über
Asylanträge sollten nur wenige Monate in Anspruch nehmen. Vor allem
gegenüber Straftätern und Gefährdern unter den Asylbewerbern muß laut
Seehofer härter durchgegriffen werden. Am Mittwoch soll CDU-Chefin
Angela Merkel im Bundestag zum vierten Mal zur Kanzlerin gewählt und
die neue Bundesregierung vereidigt werden. Zuvor wird am Montag der
von Union und SPD ausgehandelte Koalitionsvertrag unterzeichnet.
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SONSTIGES/8638: Tragisches und Kurioses - 11.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Blitz schlägt während Gottesdienst in Kirche ein

Im ostafrikanischen Ruanda sind 14 Menschen bei einem Blitzeinschlag
in einer Kirche ums Leben gekommen und weitere 140 Kirchenbesucher
verletzt worden. Zwei befinden sich in einem kritischen Zustand. Der
Blitz traf die Kirche der evangelikalen Siebenten-Tags-Adventisten im
Süden des Landes. Nach Angaben der Provinzgouverneurin Rose
Mureshyankwano traf ein Blitz bereits am Freitag eine Gruppe von 18
Schülern. Einer von ihnen sei gestorben.
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WISSENSCHAFT/7723: Aus Forschung und Technik - 11.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



ESA bereitet sich auf schwierige Merkur-Mission vor

Die europäische Raumfahrtagentur ESA bereitet die Satelliten der
BepiColombo-Mission für die Verschiffung zum Weltraumbahnhof Kourou
vor. Ende April soll der Umzug vom ESA-Zentrum in den Niederlanden
zum europäischen Raketenstartplatz nach Französisch-Guayana beginnen.
Ein halbes Jahr vor dem Start zum Merkur testet das Missionsteam am
Kontrollzentrum ESOC in Darmstadt an einer originalgetreuen Kopie
nochmals alle Systeme des Orbiters. Parallel dazu werden
Langzeitzündungsversuche an dem Replikat-Transfermodul-Triebwerk
unter weltraumähnlichen Bedingungen durchgeführt. Die
europäisch-japanische Raumsonde BepiColombo soll im Oktober zum
innersten Planeten unseres Sonnensystems aufbrechen und Ende 2015 in
eine Umlaufbahn um den rund 4.900 Kilometer durchmessenden
Himmelskörper einschwenken. Merkur ist noch weitgehend unerforscht
und wegen seiner Nähe zur Sonne nur schwer für Raumsonden erreichbar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7736: Aus aller Welt - 11.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Neue Macht für Chinas Präsident Xi

Der Volkskongreß in Peking hat am Sonntag rund zwei Dutzend
Verfassungsänderungen verabschiedet, die vor allem dem Machterhalt
von Präsident Xi Jinping dienen. Dieser wird nach Ablauf seiner
zweiten fünfjährigen Amtszeit im Jahr 2022 vom Gesetz her zeitlich
unbegrenzt im Amt bleiben können. Mit Ausnahme einer Handvoll
Kongreßmitglieder stimmten alle knapp 3000 Delegierte dafür. "Xi
Jinpings Gedankengut für das neue Zeitalter des Sozialismus
chinesischer Prägung" wird als Leitlinie in die Präambel der
Verfassung der VR China aufgenommen. Außerdem wird eine staatliche
Aufsichtskommission eingerichtet werden, die parallel zum Justizwesen
sowie unabhängig von Oberstem Gericht und der
Generalstaatsanwaltschaft gegen Staatsbedienstete vorgehen soll, die
der Korruption, Dienstvergehen oder einer ungenügenden Umsetzung
politischer Ziele verdächtigt werden. Bislang unterlagen nur
Parteimitglieder dieser Kontrolle. Xi ist auch Vorsitzender der
Kommunistischen Partei und der Zentralen Militärkommission, also
Oberkommandierender der Streitkräfte Chinas. Die beiden Positionen
sind zeitlich unbefristet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7697: Medizin und Gesundheitswesen - 11.03.2018 (SB)




VOM TAGE



PSA-Test in der Kritik

Verschiedene Untersuchungen haben zeigen können, daß die
Krebsfrüherkennung die Zahl der Krebsdiagnosen steigern kann. Nicht
nur beim Mammakarzinom ist inzwischen jedoch ein Streit darüber
ausgebrochen, ob dadurch die Sterblichkeit der Patienten gesenkt
werden konnte. Richard Martin von der Universität Bristol und
Mitarbeiter sind laut Deutschem Ärzteblatt zumindest bei der
Früherkennung des Prostatakrebs nicht davon überzeugt. In den ersten
zehn Jahren der Früherkennung gab es bei der Sterblichkeit keinen
Unterschied zwischen Patienten, bei denen ein PSA-Test zur
Krebsdiagnose geführt hatte, und einer Kontrollgruppe. Trotzdem will
Martin weitere Langzeitergebnisse abwarten. Sollten diese sein
Ergebnis bestätigen, dürfte die Einführung des PSA-Screenings im
National Health Service gescheitert sein.
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JUSTIZ/7724: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Feuer in Moschee der Berliner Koca-Sinan-Camii-Gemeinde

In einer Moschee des türkischen Moscheeverbands in
Berlin-Reinickendorf hat es am frühen Sonntagmorgen gebrannt.
Passanten berichteten der Polizei, sie hätten zuvor eine Scheibe
klirren gehört und drei anscheinend jugendliche Personen weglaufen
gesehen. Die Moschee der Koca-Sinan-Camii-Gemeinde liegt im
Erdgeschoß eines Mehrfamilienhauses. Mehrere Einrichtungsgegenstände
fingen Feuer. Der Hauptraum brannte völlig aus. Der Brand konnte
gelöscht werden, bevor er auf die darüberliegenden Wohnungen
übergriff. Personen kamen nicht zu Schaden. Der Staatsschutz
ermittelt unter Verdacht auf Brandstiftung mit politischem
Hintergrund. Berlins Innensenator Geisel (SPD), Reinickendorfs
Bezirksbürgermeister Balzer (CDU) und der Innenpolitiker Dregger
(CDU) suchten den Ort des Brandes am Sonntag auf. Dort hatten sich
mehrere hundert Gemeindemitglieder und Anwohner eingefunden.
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KULTUR/7650: Sprache, Kunst und Medium - 11.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Filmfestival Türkei Deutschland in schwierigen Zeiten

In Nürnberg findet vom 9. bis 18. März zum 23. Mal das
türkisch-deutsche Filmfest (FFTD) statt. Zu sehen sind 43 Kurz-,
Dokumentations- und Spielfilme.

Zur Eröffnung des Festivals, das um einen interkulturellen Dialog
zwischen den beiden Ländern bemüht ist, erhielten Oscar-Preisträger
Volker Schlöndorff und der türkische Schauspieler Halil Ergün am Abend
jeweils den Ehrenpreis für ihr Lebenswerk.

Die Veranstalter hoben auf Schlöndorffs vielschichtiges Gesamtwerk ab,
während der 71jährige Ergün als einer der kreativsten Schauspieler der
Türkei gilt, der auch vor kritischen Produktionen nicht
zurückgeschreckt sei.

Überschattet wurden die Vorbereitungen durch die kurzfristige Absage
eines finanziellen Zuschusses aus Ankara, der bisher stets zwischen 50
und 60.000 Euro betrug. Damit die Veranstalter keine Insolvenz
anmelden mußten, sprangen mehrere deutsche Institutionen und Firmen
mit Spenden ein.

Angesichts der anhaltenden politischen Spannungen zwischen beiden
Ländern kam die Absage für den türkischen Festivalleiter Adil Kaya
nicht wirklich überraschend, vor allem, weil Ankara bereits 2017 auf
die gleiche Weise reagiert hatte.

Auch wenn keine Gründe genannt wurden, ist klar, daß die türkische
Regierung keinerlei Kritik eine Plattform bieten will. Dabei erklärte
Kaya, daß viele türkische Künstler und Intellektuelle auffallend
vorsichtig geworden sind.
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MILITÄR/7714: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Afrin in Syrien droht Einnahme durch türkische Invasionsstreitkräfte

Die türkischen Invasionsstreitkräfte sind zusammen mit der
aufständischen Freien syrischen Armee im Rahmen ihrer Kampagne gegen
die kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG in Syrien bis zur
Stadt Afrin vorgerückt und stehen davor, diese zu umzingeln. Das
meldeten die syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte aus
Großbritannien und das türkische Militär. Die türkische Luftwaffe
setzte am Sonntag ihr Bombardement der Außenbezirke von Afrin fort.

Am Freitag hatte der türkische Präsident Erdogan in einer vom
Fernsehen übertragenen Rede erklärt, man beseitige die letzten
Hindernisse, die einer Belagerung des Zentrums von Afrin im Wege
stünden. Nach Afrin würden auch Manbidsch, Kobane, Tal Abjad, Ras
al-Ain und Kamischli von Terroristen gesäubert.

In Ankara werden die YPG als Terroristen bezeichnet und in Verbindung
mit der verbotenen Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) gebracht. Die
kurdischen Kämpfer und Kämpferinnen in Syrien werden von den USA
militärisch unterstützt, solange die Miliz Islamischer Staat nicht
besiegt ist. Die kurdische Autonomieverwaltung von Afrin soll
inzwischen den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen angerufen haben,
Massaker unter der Zivilbevölkerung der Stadt zu unterbinden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7728: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Außerordentlicher Parteitag der Hessen-Linken

Die Linke in Hessen hat auf ihrem außerordentlichen Parteitag in
Gießen am Samstag den Kurs für den kommenden Wahlkampf festgelegt.
Die Fraktionsvorsitzende Janine Wissler, der Parteivorsitzende Jan
Schalauske und die anderen Delegierten wollen mit ihrem Programm die
ganze Gesellschaft verändern. Ein Ansatzpunkt sind umfangreiche
Investitionen in einen kostenlosen Öffentlichen Personennahverkehr
(ÖPNV) sowie in Schulen und Krankenhäuser. Zudem wollen sich die
Linken für den Bau von 10.000 neuen Sozialwohnungen im Jahr
einsetzen, um der sozialen Spaltung der Gesellschaft und rechter
Hetze etwas entgegenzusetzen. Finanzierungsbedarf soll mit einer
wiedereingeführten Vermögenssteuer und höheren Erbschaftssteuern
gedeckt werden. Charakteristisch für Die Linke sind die Forderungen
nach einem Mindestlohn von zwölf Euro, Ausbau der
Breitbandversorgung, einem Stopp der Abschiebung nach Afghanistan,
Einstellung der Waffenproduktion in Hessen und Abschaffung des
Verfassungsschutzes. Die Landtagswahl findet gegen Ende Oktober
statt. Der Parteitag hat die 36jährige Frankfurterin Wissler und den
37jährigen Marburger Schalauske aufgefordert, sich als
Spitzenkandidaten zu bewerben. Die Listen sollen Ende April von einer
Vertreterversammlung aufgestellt werden. Umfragen zufolge kann Die
Linke in Hessen mit acht Prozent Wählerzustimmung rechnen. 2013 kam
sie auf 5,2 Prozent.
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SONSTIGES/7700: Tragisches und Kurioses - 11.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Sammler ersteigert Leica-Vorläufermodell für 2,4 Millionen Euro

Bei einer Auktion in Wien hat ein Bieter für den Prototyp einer der
später berühmten Leica-Kameras aus dem Jahr 1923 bei 2,4 Millionen
Euro den Zuschlag erhalten. Wie die Wiener Kronen Zeitung gestern
berichtete, ging die "0-Serien Leica" zu diesem Rekordpreis an einen
anonymen Sammler aus Asien. Aufgerufen wurde die Kleinbildkamera
zunächst für 400.000 Euro.

Das optische Gerät sei eine große Rarität, teilte das Auktionshaus
Westlicht mit. Zwei Jahre, bevor die erste Leica offiziell auf den
Markt kam, hatte der Feinmechaniker Ernst Leitz rund 25 solcher
Testkameras produziert und immer wieder verbessert. Im Originalzustand
erhalten seien davon nur noch drei Exemplare.
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SOZIALES/7725: Arbeit, Soziales und Familie - 11.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Abtreibungsgegner demonstrieren in Dublin

Im Mai wird in Irland ein Referendum dazu durchgeführt, ob der Passus
aus der Verfassung gestrichen werde soll, der Schwangeren und ihrer
ungeborenen Leibesfrucht das gleiche Recht auf Leben einräumt.
Demnach ist eine Abtreibung nur zulässig, wenn für die Mutter
Lebensgefahr besteht. Das Parlament in Dublin könnte statt dessen
beschließen, Abtreibungen bis zur zwölften Schwangerschaftswoche zu
erlauben. Umfragen zufolge befürworten die meisten Iren diese
Regelung. Gegen die Ausweitung des Abtreibungsrechts haben am Samstag
in der irischen Hauptstadt Tausende Menschen protestiert. Im Rahmen
der Rallye for Life zogen sie zum Merrion Square vor dem
Parlamentsgebäude Leinster House, wo eine Kundgebung stattfand.
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UMWELT/7708: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 11.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Hohe Schilddrüsenkrebsrate bei Kindern in Fukushima

Punktgenau sieben Jahre ist es her, als es am 11. März 2011 zum
Super-Gau im Atomkraftwerk Fukushima kam. Mittlerweile werden die
gesundheitlichen Folgen für die Menschen in den verstrahlten Gebieten
immer deutlicher. So wies das IPPNW (Internationale Ärzte zur
Verhütung des Atomkrieges/Ärzte in sozialer Verantwortung) laut
Deutschem Ärzteblatt auf die extrem hohen Erkrankungsraten in den
betroffenen Gebieten hin. Reihenuntersuchungen der Fukushima Medical
University (FMU) hatten seit dem Jahr 2011 bei 194 Kindern in der
Feinnadelbiopsie Krebszellen festgestellt. 159 von ihnen wurden
aufgrund eines rasanten Tumorwachstums, einer ausgeprägten
Metastasierung oder einer Gefährdung vitaler Organe mittlerweile
operiert. In 158 Fällen bestätigte sich die Verdachtsdiagnose
Schilddrüsenkrebs. Als besonders besorgniserregend wertete das IPPNW
die Tatsache, daß zwischen Erst- und Zweituntersuchung, also in einem
Zeitraum von nur zwei Jahren, 50 neue Krebsfälle entdeckt wurden.
Sollte sich der Trend bestätigen, entspricht das einem rund 26fachen
Anstieg der Neuerkrankungsrate.
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WIRTSCHAFT/7713: Märkte und Finanzen - 11.03.2018 (SB)




VOM TAGE



RWE gibt Innogy-Anteil an Eon ab und erhält Geschäft mit Erneuerbaren

Der Energiekonzern Eon wird vom Konkurrenten RWE dessen Anteil von
knapp 77 Prozent an der ausgegliederten Ökostromtochter Innogy
übernehmen, falls die Konzerngremien und Kartellbehörden der
entsprechenden Grundsatzeinigung zustimmen. Eon würde dann 1,5
Milliarden Euro für die Verteilnetze und Millionen von Innogy-Kunden
zahlen. Das Geschäft mit der Stromproduktion aus erneuerbaren
Energien überläßt Eon RWE. Der Energieversorger behält seinerseits
die entsprechenden Aktivitäten bei Innogy. RWE ist mit seiner Braun-
und Steinkohleverstromung der größte Kohlendioxidproduzent Europas.
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WISSENSCHAFT/7731: Aus Forschung und Technik - 11.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Blutdruckmessung per Smartphone

Man kann mit Fug und Recht sagen, daß wir gegenwärtig im Zeitalter
der Smartphones leben. Es gibt kaum einen Vorgang, bei dem diese
flachen Alleskönner nicht auf den Plan treten. So auch beim Messen
des Blutdrucks. Schon vor ein paar Jahren wurden Apps angeboten, bei
denen man lediglich einen Finger auf den Touchscreen des Mobilgerätes
legen mußte, um den aktuellen Blutdruck ablesen zu können. Allerdings
waren die dabei entstandenen Wert alles andere als genau. Deshalb
begnügten sich viele mit dem Gedanken, daß man so zumindest grobe
Entwicklungen erfassen konnte, um dann eine genaue Messung
durchzuführen. Das wird offenbar bald nicht mehr nötig sein. Wie das
Deutsche Ärzteblatt berichtete, soll ein kleines Zusatzgerät es
Besitzern von Smartphones in Zukunft ermöglichen, den Blutdruck durch
einfaches Pressen ihres Zeigefingers auf einen Sensor zu bestimmen.
Im Gegensatz zu den bislang bestehenden Apps soll das von Ramakrishna
Mukkamala von der Michigan State University in East Lansing und
Mitarbeitern entwickelte Gerät zuverlässige Blutdruckwerte liefern.
Hierbei wird die Fingerbeere auf einen Druckmesser gelegt, wobei bei
der Messung der Druck langsam erhöht werden muß. Wie stark, wird
jeweils auf dem Bildschirm angezeigt. Es gibt aber ein Manko. Noch
ist diese Form der Blutdruckmessung nicht ganz einfach. Denn dafür
muß das Gerät exakt in Höhe des Herzens gehalten werden. Außerdem muß
die Fingerbeere punktgenau auf den Drucksensor gelegt werden, um zu
korrekten Werten zu kommen. Des weiteren muß die Druckerhöhung langsam
und mit konstanter Geschwindigkeit erfolgen. Das wird ohne Frage
manchen nicht ganz einfach fallen.

11. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1627: Regierungspressekonferenz vom 9. März 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 9. März 2018

Regierungspressekonferenz vom 9. März 2018

Themen: US-Strafzölle auf Stahl und Aluminium, geplantes
Gipfeltreffen zwischen Nordkorea und den USA, Wahl der geschäftsführenden
Bundeskanzlerin zur Bundeskanzlerin, Auswertung des Wissenschaftlichen
Dienstes des Deutschen Bundestags zur völkerrechtlichen Bewertung der
"Operation Olivenzweig" der Türkei gegen die kurdische YPG in Nordsyrien,
deutsche und französische Positionierung zu EU-Reformen und zur Zukunft der
Eurozone, Personalstellen des Vizekanzleramtes, Diskussion um Einführung
einer "blauen Plakette", inhaftierte deutsche Staatsangehörige in der
Türkei beziehungsweise in Europa, Gesetz zur strafrechtlichen
Rehabilitierung der nach dem 8. Mai 1945 wegen einvernehmlicher
homosexueller Handlungen verurteilten Personen


Sprecher: SRS Streiter, Einhorn (BMWi), Fehling (BMF), Adebahr (AA),
Henjes (BMVg), Kübler (BMUB), Krüger (BMJV)



Vors. Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS Streiter sowie
die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS Streiter: Ich habe Ihnen etwas mitgebracht. Wir haben diese
Entscheidung der amerikanischen Regierung mit Sorge zur Kenntnis genommen.
Wie Herr Seibert hier bereits mehrfach betont hat, lehnt die
Bundesregierung unilaterale Strafzölle ab. Wir halten diese Zölle für
rechtswidrig. Die zur Begründung der Maßnahmen vorgebrachten Argumente
bestätigen uns in der Auffassung, dass die Zölle nichts mit der nationalen
Sicherheit der Vereinigten Staaten zu tun haben, sondern sie rein
wirtschaftlichen Aspekten dienen sollen.

Wir werden nun innerhalb der Europäischen Union die Entscheidungen genau
analysieren und überlegen, wie wir darauf reagieren. Sicherlich wird das
auch ein Thema beim Europäischen Rat Ende des Monats sein. Die EU wird hier
gemeinsam und geschlossen ihre Haltung deutlich machen.

Das Gesprächsangebot der USA an die Europäische Union haben wir zur
Kenntnis genommen. Wir müssen vor allem darüber sprechen, wie wir das
Problem der globalen Überkapazitäten multilateral lösen können. Denn das
Problem globaler Überkapazitäten im Stahl- und Aluminiumsektor lässt sich
durch einseitige Maßnahmen nicht lösen. Solche Zölle treffen in erster
Linie die Verbraucher und stören die internationalen Handelsströme. Sie
bergen die Gefahr von Eskalationsspiralen, die im Ergebnis allen schaden.

Zum multilateralen Weg gibt es bereits etablierte Foren, beispielsweise das
Globale Forum für Stahlüberkapazitäten. Dieses hat unter dem deutschen 
G20-Vorsitz im Jahr 2017 gute Fortschritte erzielt. Es hat sich auf einen
umfangreichen Katalog von Prinzipien besseren Transparenz und
Zusammenarbeit verständigt und gemeinsam mit den Vereinigten Staaten,
China, der EU und weiteren Staaten Empfehlungen zum Abbau der 
Stahl-Überkapazitäten entwickelt. Arbeiten in diesem Kreis gehen weiter.

Frage: Ich würde gern wissen, wie es die Bundesregierung bewertet, dass der
US-Präsident offenbar Verbindungen zwischen der Handelspolitik und den
Militärausgaben in Deutschland gezogen hat. Gibt es da irgendwelche mir
nicht bekannten Regeln innerhalb der WTO, die solche Aufrechnungen möglich
machen?

Zum Zweiten: Die Zölle sollen ja erst in vierzehn Tagen in Kraft treten.
Hat die Bundesregierung die Hoffnung, die Erwartung oder vielleicht sogar
Anzeichen, dass man in diesen vierzehn Tagen mit den USA noch auf ein Level
kommt, das ein Verzicht auf die angedrohten Importzölle ermöglicht?

SRS Streiter: Um die zweite Frage zuerst zu beantworten: Frau Malmström hat
bereits angekündigt, schon morgen Gespräche zu führen. Das begleiten wir
natürlich unterstützend. Zu Zahlen an die Nato kann ich nur sagen, dass aus
Sicht der Bundesregierung die Themen Handels- und Verteidigungspolitik
verschieden und getrennt voneinander zu betrachten sind.

Frage: Herr Streiter, wenn ich es richtig verstanden habe, dann betrachtet
die Bundesregierung die Strafzölle als rechtswidrig. Ist sie trotzdem dafür
zu versuchen, in Gesprächen mit den USA in den Ausnahmestatus zu kommen wie
etwa Kanada oder Mexiko? Das würde ja eigentlich der Einschätzung
"rechtswidrig" widersprechen. Wollen Sie es trotzdem probieren?

SRS Streiter: Das habe ich ja gerade gesagt. Frau Malmström hat sich ja
bereits dazu erklärt, und sie wird sich morgen treffen. Wir begleiten das.
Ich würde das jetzt nicht gegeneinander aufwiegen. Uns kommt es letztlich
auf das Ergebnis an.

Frage: Ich bin ja nun handelspolitischer Laie. Aber wenn ich Ankündigungen
höre wie "Harley-Davidson oder Jim Beam mit Zöllen belegen" - unabhängig
davon, ob man das Zeug mag oder nicht -, dann frage ich mich, ziehen solche
Ankündigungen das Ganze nicht etwas ins Lächerliche?

SRS Streiter: Ich finde überhaupt nichts lächerlich in diesem Zusammenhang.
Ich würde da ein bisschen an Ihre Geduld appellieren. Die Europäische Union
hat entschieden, auf diese amerikanischen Maßnahmen deutlich reagieren zu
wollen. Diese Haltung unterstützt die Bundesregierung. Welche Maßnahmen das
genau sein werden, das wird sich nach einer genauen Analyse der
amerikanischen Entscheidung und im Lichte dieser Gespräche zeigen. Die
Bundesregierung steht dazu in einem engen Austausch mit der Kommission und
mit den Partnern wie Frankreich und Kanada.

Zusatzfrage: Dann würde ich es gern anders formulieren: Betrachtet die
Bundesregierung mögliche Zölle auf eine bestimmte Motorradmarke und ein
bestimmtes alkoholisches Getränk als eine deutliche Reaktion?

SRS Streiter: Ich möchte das dann auch ein bisschen anders formulieren: Die
Europäische Union wird eine gemeinsame deutliche Antwort finden. Wir sind
dabei, die Antwort zu finden, und wir sprechen darüber. Deshalb habe ich
dazu mehr nicht mitzuteilen.

Einhorn: Grundsätzlich stimmen wir Herrn Streiter natürlich in allem zu,
was er gesagt hat. Auch wir haben gestern die Ankündigungen, die Anordnung
von Herrn Trump, mit Sorge zur Kenntnis genommen. Frau Zypries hat sich
dazu heute Morgen auch schon geäußert. Sie hat angekündigt, wie das Herr
Streiter auch gesagt hat, dass wir uns jetzt eng mit der Kommission
abstimmen werden, wie wir das auch in den vergangenen Tagen und Wochen zu
diesem Thema getan haben und eine klare Antwort finden werden.

Um dann gleich noch auf einmal auf Ihre Frage zu kommen: Unser Ziel ist es
ja gerade nicht, jetzt einen Handelskrieg vom Zaun zu brechen. Insofern
geht es jetzt darum, dass die verschiedenen Maßnahmen, die derzeit auf dem
Tisch liegen, mit den Mitgliedstaaten konsultiert werden. Aber unser Ziel
ist es nicht, hier willentlich zu eskalieren.

Frage: Eine Lernfrage von mir: Ist es eigentlich möglich, gleichzeitig den
Klageweg über die WTO zu beschreiten und schon Gegenmaßnahmen zu ergreifen,
oder muss man da ein entweder/oder gewährleisten?

Zum Zweiten: Hat die Bundesregierung in den letzten 48 Stunden, egal auf
welcher Ebene, Kontakt mit der US-Regierung zu diesem Thema Strafzölle
gehabt? Da ist wahrscheinlich zuerst das Wirtschaftsministerium gefragt.

Einhorn: Also Frau Zypries hat gestern noch an Herrn Ross einen Brief
gesendet. Sie hat sozusagen in letzter Minute noch einmal versucht, unsere
Haltung deutlich zu machen, und diese hat sie sehr deutlich gemacht. Die
Haltung haben wir auch hier in den letzten Tagen und Wochen immer
wiederholt.

Wir halten die Maßnahmen, die jetzt angeordnet wurden und die sich u. a.
gegen die europäische Stahlindustrie richten, für ökonomisch nicht
begründbar und für WTO-rechtswidrig. Wir sehen auch keinerlei Anhaltspunkte
dafür, dass europäische oder gar deutsche Stahlimporte die nationale
Sicherheit der USA bedrohen. Das zeigt auch eine Zahl, die wir schon
mehrmals genannt haben, nämlich dass lediglich 4 Prozent der amerikanischen
Stahlimporte aus Deutschland kommen. Diese einseitigen Maßnahmen sind aus
unserer Sicht der falsche Weg, um die globalen Überkapazitäten im
Stahlmarkt zu bekämpfen, die es ja zweifelsohne gibt. Hierfür braucht es
eben multilaterale Formate wie das Globale Forum.

Wie gesagt: Frau Zypries hat gestern diese Haltung noch einmal ganz klar
gegenüber Herrn Ross zum Ausdruck gebracht. Das ist sozusagen der Kontakt,
den wir in den letzten 24 Stunden noch hatten.

Zusatzfrage: Aber bitte noch einmal zu den Handlungsalternativen: Kann man
beide Wege gehen, also Klage und sofort Gegenmaßnahmen ergreifen, oder muss
man sich für einen Weg entscheiden?

Einhorn: Was die Reaktion angeht: Das wird jetzt die EU-Kommission zusammen
mit den Mitgliedstaaten konsultieren und morgen im Gespräch mit den USA
wahrscheinlich auch schon ansprechen. Dazu kann ich mich jetzt nicht weiter
äußern.

Klar ist, dass eine Klage eine vorrangige Option ist. Das hat ja auch Frau
Zypries schon so gesagt.

Frage: Im Vorwege der gestrigen Entscheidung hat der US-Präsident ja auch
schon angekündigt, er werde gegebenenfalls die Zölle auf deutsche 
Auto-Importe drastisch erhöhen und dann werde man diesseits des Atlantiks schon
den Mund halten. Wie ist die Bundesregierung auf diese Möglichkeit
vorbereitet? Denn offensichtlich ist Herr Trump ja geneigt, seine Pläne
auch umzusetzen.

SRS Streiter: Ich kann nur ganz allgemein sagen: Wir sind natürlich auf
alles vorbereitet. Denn die Geschichte ist jetzt nicht ganz neu. Es wird ja
schon ein bisschen länger darüber gesprochen und diskutiert. Es wird da von
der Bundesregierung keine definitive Antwort geben, weil wir der Auffassung
sind - das ist ja auch faktisch so -, Partner ist die EU.

Zusatzfrage: Das ist richtig. Wenn ich das in Bezug auf Stahl nachschieben
darf - darauf wurde immer in der vergangenen Woche und heute noch einmal
hingewiesen: Nur 4 Prozent unserer Stahlexporte gehen in die USA. Das muss
uns im Grunde nicht so jucken. Das ist beim Automobilexport natürlich eine
komplett andere Dimension. Deswegen kann ich mir vorstellen, dass Sie
darauf auch anders vorbereitet sein müssten.

SRS Streiter: Da haben Sie Recht.

Zusatzfrage: Da interessieren mich Details.

SRS Streiter: Dazu kann ich Ihnen nichts sagen.

Zusatzfrage: Kann das Wirtschaftsministerium das tun?

Einhorn: Nein, das kann ich auch nicht. Wir müssen jetzt auch erst einmal
ein Schritt nach dem anderen gehen. Gestern wurden diese Maßnahmen
beschlossen. Wir haben jetzt 15 Tage Zeit, bevor sie in Kraft treten. Die
Kommission wird sich dazu mit uns und den anderen Mitgliedstaaten
austauschen und morgen auch mit der USA. Ich denke nicht, dass es jetzt
Sinn macht, schon öffentlich über nächste Schritte zu diskutieren, von
denen wir alle hoffen, dass es dazu nicht kommt.

Frage: Frau Einhorn, ich vermute einmal, dass Sie dafür die
Ansprechpartnerin sind: Seitens der Stahlindustrie wurden auch heute noch
einmal Bedenken bezüglich der Effekte dieser Maßnahmen geäußert. Da würde
ich ganz gern von Ihnen wissen: Wie weit sind Sie denn, nachdem Herr
Streiter eben so schön darüber sprach, dass man das Ganze eigentlich schon
eine Weile absehen konnte, jetzt in der Lage, die Auswirkungen zu
quantifizieren? Also welchen "impact" werden diese Strafzölle an der Stelle
haben?

Zum Zweiten: Welche Rückwirkungen befürchten Sie durch umgelenkte
Stahlproduktion aus anderen Ländern?

Einhorn: Quantifizierungen zu den Auswirkungen kann ich jetzt noch nicht
vornehmen. Ich habe eben schon einmal gesagt, dass 4 Prozent des Stahls,
den die USA importiert, aus Deutschland kommt. Exakt sind es 4,4 Prozent
der deutschen Ausfuhren am Stahl, die in die USA gehen. Das waren 2007 die
Zahlen. In Tonnen sind das 965 Tonnen.

4,4 Prozent ist natürlich - betrachtet man die ganzen globalen Ausfuhren
der Stahlindustrie - kein übermäßig großer Anteil, aber trotzdem
signifikant. Hier geht es ja auch darum, dass das - wie Sie in der zweiten
Frage schon andeuten - eventuell weitere Auswirkungen haben könnte.

Was die Auswirkungen oder eventuell auch Maßnahmen angeht: Da trifft genau
das Gleiche zu, was wir schon gesagt haben, dass das jetzt die 
EU-Kommission konsultieren wird und das unter das Bündel der Maßnahmen fällt,
die man dann gegebenenfalls treffen muss, wenn man sieht, welche
Auswirkungen das haben wird.

Zusatzfrage: Dann würde ich noch einmal anders herum nachfragen: Sie sagen
jetzt, dass Sie uns hier zum jetzigen Zeitpunkt keine Qualifizierung der
möglichen Auswirkungen vorlegen können. Dann würde ich erstens gern wissen,
ob Sie diese überhaupt selber haben - unabhängig davon, ob Sie sie jetzt
vortragen können -, also ob Sie schlicht und einfach durchgerechnet haben,
was das bedeuten könnte?

Das Zweite. Wenn denn die USA bei ihrer Haltung blieben und dann
Stahlprodukte aus anderen Ländern hierher umgeleitet würden, dann hätte das
ja durchaus erhebliche Rückwirkungen. Müssten Sie dann nicht auch darüber
nachdenken, Ihrerseits entsprechende Maßnahmen zu ergreifen, damit es dann
nicht zu einer Stahlschwemme kommt?

Einhorn: Das sind jetzt eine ganze Menge "hätte wäre wenn" in einer Frage.

Wie gesagt: Ich finde, wir sollten jetzt einen Schritt nach dem anderen
machen. Bisher sind die Maßnahmen noch nicht einmal in Kraft. Wir haben
jetzt 15 Tage Zeit. Die EU-Kommission wird sich mit den USA dazu noch
austauschen. Den Umfang hatte ich ja genannt. Ein Zoll von 25 Prozent und
10 Prozent - auch diese Zahlen sind bekannt. Also im Grunde kann man sich
das ausrechnen. Wir wissen aber nicht, was jetzt wirklich kommt. Wir wissen
nicht, wie die Industrie reagiert. Insofern können wir jetzt noch nicht
sagen, was die genauen Auswirkungen sind.

Frage: Kann mir jemand sagen, wie viele Harley-Davidson letztes Jahr
importiert wurden?

Einhorn: Das kann ich Ihnen nicht sagen. Das wäre ja dann auch eine 
EU-weite Maßnahme. Das kann ich Ihnen dennoch nicht sagen.

Zusatzfrage: Reichen Sie es nach?

SRS Streiter: Das ist leicht nachzureichen. Rufen Sie doch bei 
Harley-Davidson an.

Zusatzfrage: Wenn Sie Zölle darauf machen wollen, dann werden Sie auch
wissen, wie viele in etwa importiert wurden. 5, 50?

Vors. Mayntz: Möglicherweise ist niemand auf diesem Pult betroffen.

Zusatzfrage: Wird das jetzt nachgereicht?

SRS Streiter: Von mir nicht. Das ist doch Ihre Arbeit.

Einhorn: Ich würde auch vorschlagen, dass Sie sich bei Harley-Davidson
melden. Es geht ja hier auch um Zölle auf Warengruppen, auf bestimmte
Waren. Das ist dann im Zweifel auch ein bisschen breiter gefasst als die
einzelne Harley-Davidson. Insofern würde ich auch vorschlagen: Wenn Sie
sich genau dafür interessieren, wie viele Harley-Davidson in die EU
importiert wurden, kann Ihnen das bestimmt das Unternehmen am besten sagen.

Frage: Direkt daran anschließend: Wenn ein Produkt in die EU importiert
wird und darauf gegebenenfalls Zölle anfallen, dann muss das auch innerhalb
der Bundesregierung bekannt sein. Insofern würde ich schon bitten, dass die
Bundesregierung das gegebenenfalls nachreicht. Ich denke da insbesondere an
das BMF, das den Zoll unter sich hat, das diese Zahlen eigentlich vorliegen
haben müsste.

Fehling: Ich habe dem, was die Kollegen gesagt haben, nichts weiter
hinzuzufügen. Wir zählen jetzt nicht die einzelnen Motorräder nach. Jetzt
warten wir erst einmal ab, würde ich vorschlagen, wie die weiteren
Gespräche ausgehen.

Vors. Mayntz: Würden Sie beim Nachforschen darauf kommen, wie viele 
Harley-Davidson Sie aktenkundig haben, wären wir dankbar, wenn Sie es uns
mitteilen ließen.

Damit wechseln wir das Stichwort und kommen zu Nordkorea.

Frage: Ich würde einfach gern vom Auswärtigen Amt wissen, wie Sie die
jüngste Entwicklung insbesondere im Hinblick auf den jetzt wohl geplanten
Gipfel zwischen Nordkorea und den USA einschätzen? Ist das der Beginn einer
friedlicheren Entwicklung auf der koreanischen Halbinsel?

Adebahr: Die Bundesregierung begrüßt natürlich die jüngsten Bemühungen um
einen innerkoreanischen Dialog, auch die Verlautbarung, die wir gestern
nach dem Treffen des südkoreanischen nationalen Sicherheitsberaters Chung
mit dem US-Präsidenten gehört haben.

Wie Sie wissen, haben wir und die anderen Partner Nordkorea immer wieder
dazu aufgerufen, die ausgestreckte Hand des Südens und die
Gesprächsangebote der USA zu ergreifen. Jetzt - und das ist auch ein "aber"
- muss man aber abwarten, ob diesem Stand der Information, den wir jetzt
kennen, wirklich Taten folgen. Denn zum jetzigen Zeitpunkt liegen uns keine
offiziellen Informationen der nordkoreanischen Führung darüber vor, ob sie
tatsächlich zu einem grundlegenden Kurswechsel bereit ist.

Natürlich - wie schon gesagt - würden wir es begrüßen, wenn Nordkorea
endlich bereit wäre, sich ernsthaften Gesprächen über sein
völkerrechtswidriges Nuklear- und Raketenprogramm zu öffnen. Eine Zusage
Nordkoreas, für die Dauer von Gesprächen von seinen völkerrechtswidrigen
Atom- und Raketentests abzusehen, wäre ein erster dringend notwendiger
Schritt, der im Vorfeld sicher auch die Aufnahme von wirklichen Gesprächen
erleichtern würde.

Zugleich ist klar - da geht es jetzt ein wenig ins Detail -, dass damit nur
ein Teil der Besorgnisse, die die internationale Gemeinschaft gegenüber
Nordkoreas Nuklear- und Raketenprogramm hatte, abgedeckt wäre. Denn die
Resolution des Sicherheitsrates zu Nordkorea bezieht sich auch auf
Nordkoreas Aktivitäten im Bereich der Urananreicherung und in dem Bereich
der Plutoniumproduktion. Auch diese Felder müssten letztlich Gegenstand
einer umfassenden Verhandlungslösung sein.

Insofern: Es ist eine Bewegung, eine Öffnung, die wir nach unserem
bisherigen Kenntnisstand begrüßen. Jetzt bleibt abzuwarten, ob Nordkorea
das, was wir wissen, tatsächlich mit den entsprechenden Taten und Schritten
unterlegt.

Frage: Eine Frage an Frau Adebahr und Herrn Streiter. Sehen Sie die
Tatsache, dass es möglicherweise zu einem Treffen zwischen Trump und dem
nordkoreanischen Führer kommt, als einen Erfolg der amerikanischen
Außenpolitik an? Gerade zu dieser ganzen Eskalationsstrategie hat sich ja
damals die Bundesregierung recht kritisch geäußert. Nun findet
möglicherweise dieses Treffen statt. Würden Sie sagen, dass es am Ende ein
Erfolg dieser Strategie gewesen ist?

SRS Streiter: Ich würde ganz allgemein sagen: Das ist ein Erfolg des
internationalen Drucks, der aufgebaut wurde und der auch weiter anhalten
muss, solange die Forderungen nicht erfüllt sind, dass dieses Atomprogramm
ausgesetzt wird.

Adebahr: Ja, in der Tat. Deutschland und die EU sind Teil der
internationalen Sanktionen gegen Nordkorea. Diese haben wir auch
mitgetragen und umgesetzt. Wir sehen auch, dass, genau wie Herr Streiter
sagt, der internationale Druck aufrechterhalten bleiben sollte, bis es
konkrete Fortschritte und Lösungen gibt. Wir reden ja auch über ein
Treffen, das im Mai stattfinden soll. Jetzt haben wir März. Da ist noch
eine Strecke zu gehen.

Vors. Mayntz: Wir wechseln erneut das Thema und kommen zu den Terminen der
Kanzlerin.

SRS Streiter: Ich kann Ihnen über einen öffentlichen Termin der
Bundeskanzlerin in der kommenden Woche berichten. Die Bundeskanzlerin wird
sich am Mittwoch, dem 14. März, im Deutschen Bundestag zur Wahl stellen.
Informationen über den Ablauf dieser Sitzung finden Sie beim Deutschen
Bundestag.

Frage: Herr Streiter, gibt es möglicherweise weitere Termine nach der
Vereidigung? Man könnte sich ja vorstellen, dass sie zum Beispiel irgendwo
einen Antrittsbesuch macht.

SRS Streiter: Wenn es weitere Termine gibt - Klammer auf, das ist nicht
ganz unwahrscheinlich, Klammer zu -, werden Sie darüber so früh wie möglich
informiert.

Vors. Mayntz: Würde es etwas helfen, wenn wir an dieser Stelle "unter zwei"
gehen?

SRS Streiter: Nein. - Na ja, sie muss ja erst einmal gewählt werden; es
muss eine Regierung gewählt werden. Wollen wir einfach einmal alles schön
nacheinander machen.

Frage: Thema Türkei und Afrin. Der Wissenschaftliche Dienst des Bundestages
hat mittlerweile eine Auswertung auf Anfrage von Parlamentariern vorgelegt.
Diese folgt weder der türkischen Argumentation noch der deutschen. Die
Bundesregierung spricht davon, dass die Türkei ein Selbstverteidigungsrecht
wahrnimmt. Sie haben ja selbst von "legitimen Sicherheitsinteressen"
gesprochen. Der Wissenschaftliche Dienst spricht davon, dass die türkische
Regierung jedoch "den konkreten Beweis für das Vorliegen eines das
Selbstverteidigungsrecht auslösenden 'bewaffneten Angriffs' schuldig"
bleibt.

Die Bundesregierung hat hier immer das, was die Türkei sagt, wiederholt und
sich selbst einer völkerrechtlichen Prüfung entzogen. Haben Sie, anders als
der Wissenschaftliche Dienst des Bundestages, diese Beweise, die dafür
notwendig sind, dass diese Argumentation in irgendeiner Weise Sinn macht,
vorliegen?

Adebahr: Dazu möchte ich gerne sagen, dass wir bei dem Sachstand, den der
Bundestag jetzt vorgelegt hat, sehen, dass er eine Reihe von Fragen
aufwirft, die wir hier mehrfach diskutiert haben, und dass wir auch zur
Kenntnis nehmen, dass dieser Sachstand darauf hinweist, dass die Faktenlage
nicht vollständig ist und in seiner Gesamtaussage zu dem Schluss kommt,
dass die Fragestellung einer völkerrechtlichen Bewertung nicht abschließend
zu beantworten ist. Ich denke, das ist die gleiche Richtung, in der wir
hier auch ausgeführt haben.

Sagen wir so: Ich habe hier dargestellt, was die Türkei als Begründung für
ihren Einsatz angegeben hat. Ich habe Ihnen dargestellt, dass uns - das ist
auch der heutige Stand - eben keine vollständigen Tatsacheninformationen
vorliegen, die uns eine eigene völkerrechtliche Bewertung erlauben würden.
Das ist auch eine Sache, die ich aus der Sachlage, die der
Wissenschaftliche Dienst des Bundestags vorgestellt hat, herauslese.

Dann möchte ich noch einmal anfügen, dass wir, zuletzt auch der
Bundesaußenminister in einer Pressekonferenz mit dem türkischen
Amtskollegen, der Türkei mehrfach und immer wieder gesagt haben, dass wir
eine Einstellung der Kampfhandlungen fordern, dass wir eine vollständige
Umsetzung der Resolution 2401 fordern, dass wir auch sehen, dass sich die
türkischen Sicherheitsinteressen auf das Notwendige und das
Verhältnismäßige beschränken müssen, dass vor allen Dingen das humanitäre
Völkerrecht einzuhalten ist und der Schutz der Zivilbevölkerung Vorrang
haben sollte.

Das sind politische Aussagen, die Sie von uns sehr klar und deutlich gehört
haben.

Zusatzfrage: Ich muss noch einmal konkret nachfragen: Hält die
Bundesregierung die Selbstverteidigungsargumentation der Türkei für
plausibel?

Adebahr: Wenn ich die Frage mit "Ja" oder "Nein" beantworten würde - - Das
ist ja eine Frage, die man - -

Zuruf: Der Wissenschaftliche Dienst sagt "Nein".

Adebahr: Der Wissenschaftliche Dienst sagt, dass eine völkerrechtliche
Bewertung abschließend nicht möglich ist. Das deckt sich mit dem, was ich
hier wiederholt vorgetragen habe.

Zusatzfrage: Können Sie meine Frage beantworten: Hält die Bundesregierung
die Selbstverteidigungslogik immer noch für plausibel?

Adebahr: Ich antworte Ihnen darauf mit dem Satz, dass uns keine
vollständigen Tatsacheninformationen vorliegen, die eine rechtliche
Bewertung erlauben würden.

Frage: In den vergangenen Wochen, Frau Adebahr, war Ihre Argumentation,
wenn ich das richtig erinnere, dass Sie als Begründung für den 
Afrin-Einsatz sagten: Da die Türkei bei den Vereinten Nationen das Recht auf
Selbstverteidigung angeführt habe, könnten Sie völkerrechtlich nicht
bewerten. Wenn nun das Ergebnis des Wissenschaftlichen Dienstes ist, dass
sich aus dem, was die Türkei vorgelegt hat, nicht erschließt, dass sie
dieses Recht in Anspruch nehmen könnte, dann müsste das, finde ich, doch
ein Stück weit auch die Positionierung der Bundesregierung verändern. Es
ist ja ein Unterschied, ob ich sage "Wir können nichts sagen, weil die
Türkei ein Wahlrecht auf Selbstverteidigung für sich in Anspruch nimmt",
jetzt aber festgestellt wird, dass sich bei dem, was die Türkei vorgelegt
hat, nicht rückschließen lässt, dass es ein Recht auf Selbstverteidigung
ist. Das ist doch eine substanziell andere Situation.

Adebahr: Meiner Kenntnis nach ist es so, dass wir - und auch ich - von
dieser Stelle aus gesagt haben, was die Türkei vorträgt und wir uns für
gesagt haben: Uns liegen keine vollständigen Tatsacheninformationen vor,
die eine völkerrechtliche Bewertung für uns zulassen.

Ich will hier den Sachstand des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages
nicht im Einzelnen kommentieren. Aber meiner Kenntnis nach kommt man auch
dort letztlich zu dem Schluss: Eine Bewertung ist nicht möglich.

Zusatzfrage: Ich ziehe einmal die Parallele zu den Verhaftungsfällen von
deutschen Journalisten. Die Türkei hat im Fall Deniz Yücel ein Jahr lang
von Terrorismusverdacht gesprochen, hat aber nie Beweise dafür vorgelegt,
sondern immer nur von Terrorismusverdacht oder Verdacht auf
Terrorismusunterstützung gesprochen. Da haben Sie sehr wohl nach relativ
kurzer Zeit gesagt: Die können nichts vorlegen. Das glauben wir nicht. Das
erschließt sich uns nicht. - Analog dazu könnten Sie das in diesem Fall
doch vielleicht auch machen und nicht sagen: Solange wir keinen kompletten
Überblick haben, können wir gar nichts dazu sagen.

Adebahr: Das ist eine Anregung, die Sie jetzt machen. Ich glaube, ich
möchte nicht Parallelen zwischen dem Einsatz um Afrin und einem konkreten
Haftfall ziehen.

Frage: Frau Adebahr, Voraussetzung für eine Selbstverteidigungslage ist ja
ein bewaffneter Angriff gegen einen Mitgliedstaat. Die Türken behaupten,
dass es vor der "Operation Olivenzweig" - so heißt der Angriff im Januar -
Angriffe von der anderen Seite gab. Haben Sie konkrete Beweise,
Erkenntnisse über Opferzahlen, über die Intensität des angeblichen
Angriffs, über das Ausmaß von Zerstörungen usw.? Haben Sie das in
irgendeiner Weise in Erfahrung gebracht? Der Wissenschaftliche Dienst hat
ja türkische Medien, internationale Medien, syrische Medien, Nato-Meldungen
usw. durchforstet. Da gab es nichts, was einen Angriff, der zur
Selbstverteidigung führen würde, rechtfertigen würde. Haben Sie
irgendetwas?

Adebahr: Darauf kann ich nur sagen, dass wir der türkischen Seite unsere
Haltung - die habe ich auch mehrfach ausgeführt - klar dargelegt haben und
das auch der türkischen Seite sehr klar ist.

Zusatzfrage: Pflicht eines Nato-Partners ist es ja nicht nur, den 
Nato-Partner zum Stopp des Angriffs aufzufordern - das tut die Bundesregierung
ja -, sondern die andere Pflicht ist, dass sie die Türkei auffordert,
triftige Beweise für die Selbstverteidigung vorzulegen. Tut die
Bundesregierung das? Hat die Bundesregierung die Türkei aufgefordert,
Beweise für die angebliche Selbstverteidigungslage vorzulegen?

Adebahr: Ich glaube, ich habe zu dem Themenkomplex das gesagt, was ich
sagen wollte.

Zuruf : Nein!

Adebahr: Das, was ich sagen wollte, habe ich gesagt. Eine
Pflichtendiskussion in dieser Art über das Thema ist, glaube ich, hier von
mir nicht zu führen. Ich glaube, ich habe für die Bundesregierung unsere
Haltung zu diesem Themenkomplex, soweit ich das von dieser Stelle machen
kann und ausführlich machen kann, dargestellt.

Frage: Sie sehen es mir nach, dass ich trotzdem noch einmal genau an der
Stelle weitermachen muss.

Ich darf einmal aus dem Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des
Bundestages zitieren: "Den Nato-Bündnispartnern würde es nun obliegen, das
Nato-Mitglied Türkei z.B. im Rahmen von Nato-Konsultationen nach Art. 4
Nato-Vertrag aufzufordern, triftige Beweise für das Vorliegen einer
Selbstverteidigungslage nach Art. 51 VN-Charta beizubringen ..." Die simple
Frage: Beabsichtigt die Bundesregierung das?

Adebahr: Zur Frage, wie die Nato damit umgeht: Dazu gab es Beratungen.

Ob die Nato dazu weitere Beratungen führen und dazu einladen möchte, ist
eine Frage, die Sie primär erst einmal an die Nato stellen müssten, die
diese Entscheidung zu treffen hat.

Zusatzfrage: Meine Frage ist ja, ob das Nato-Mitglied Bundesrepublik
Deutschland beabsichtigt, solche Konsultationen voranzutreiben.

Adebahr: Ich kann Ihnen nach dem aktuellen Stand sagen, dass wir uns in der
Nato, wenn es dort beraten werden sollte, natürlich keiner Beratung
verschließen. Es ist aber eine Entscheidung, die die Nato zu treffen hat.

Frage: Wenn ich es richtig verstanden habe, geht es ja doch um die
Pflichten, respektive Rechte des einzelnen Nato-Mitglieds. Aber vielleicht
kann Herr Henjes uns dazu etwas sagen. Er ist meines Wissens relativer
Experte für genau solche Fragen.

Henjes: Erst einmal vielen Dank für die Blumen. - Sie sehen mich hier in
der Verantwortung als Sprecher des Verteidigungsministeriums. Ich denke,
die Bewertung, inwiefern hier der Nato-Vertrag im Vorfeld oder nicht
greift, werde ich hier nicht abgeben.

Zuruf : Schade!

Frage: Nur zum Verständnis, Frau Adebahr: Können Sie uns erklären, warum
der Wissenschaftliche Dienst schneller die Frage des Völkerrechts prüfen
kann als das Auswärtige Amt?

Adebahr: Hier geht es nicht um schnell oder langsam. Es geht darum, dass
ich vorgetragen habe, aus welchen Gründen wir keine völkerrechtliche
Bewertung vorliegen. Und so ist es.

Zusatzfrage : Wann können wir denn damit rechnen?

Adebahr: Ich glaube, dazu ist auch alles gesagt.

Frage: Herr Streiter, ich habe eine Frage zum nächsten EU-Gipfel. Heute
meldet die "Financial Times", dass es keine gemeinsame Erklärung mehr von
Merkel und Macron zur Reform der Eurozone oder zur Zukunft der Eurozone
geben soll.

Erstens. Können Sie das bestätigen?

Zweitens. In welcher Form wird die Bundeskanzlerin, wenn sie denn am
Mittwoch wiedergewählt wird, die deutsche Position präsentieren? Ist das
sozusagen als ein eigener Beitrag geplant oder war beziehungsweise ist das
noch immer als eine gemeinsame Erklärung mit dem französischen Präsidenten
geplant?

SRS Streiter: Das Erste kann ich nicht bestätigen. Man wird sicher mehr
sehen, wenn der Europäische Rat Ende März getagt hat. Dann wird man das
sehen.

Ich könnte mir vorstellen, dass sich dabei möglicherweise mal etwas
verschiebt, weil unsere Regierungsbildung ja auch ein bisschen länger
gedauert hat. Aber das kann ich derzeit nicht bestätigen.

Zur zweiten Frage: Die Bundeskanzlerin wird das in der geeigneten Form tun.

Zusatzfrage: Sie sagten, dass sich möglicherweise noch etwas verschiebt.
Die deutsche Positionierung oder eine gemeinsame Positionierung?

SRS Streiter: Diese gemeinsame Positionierung. Das war ja Ihre Frage. Ich
kann jetzt keine Aussage für die Zukunft treffen, ob das noch in den
nächsten zwei Wochen funktioniert oder nicht. Ich halte beides für möglich.
Das ist jetzt erst einmal von der Zeitung so in den Raum gestellt. Dazu
liegen mir auch keine Erkenntnisse vor. Sagen wir es einmal so: Der gesunde
Menschenverstand hält da alles für möglich.

Frage: Frau Adebahr, ich wüsste gerne, wie viele Personalstellen das
Vizekanzleramt in Ihrem Hause umfasst.

Adebahr: Das muss ich nachreichen.

Zusatzfrage: Ich nehme einmal an, das müsste sich durch einen Blick auf den
Stellenplan ergeben. Gehen diese Stellen nahtlos in ein neues
Vizekanzleramt über oder müssen diese Stellen neu verhandelt werden?
Welchen Charakter haben diese Stellen? Sind sie immer persönlich an den
Vizekanzler gebunden oder hängt es von der Stärke des jeweiligen
Vizekanzlers ab, was er herausholt?

Adebahr: In den haushaltsrechtlichen Details stecke ich, ehrlich gesagt,
nicht drin. Ich bemühe mich um eine Klärung.

Frage: Frage an das Verkehrsministerium, vielleicht auch das
Umweltministerium. VW-Chef Müller hat signalisiert, dass sich mindestens
sein Unternehmen der Einführung einer "blauen Plakette" nicht widersetzen
oder verschließen würde. Ändert das die bislang sehr deutlich ablehnende
Haltung zumindest des Verkehrsministeriums gegenüber dieser Plakette,
welche Farbe auch immer sie am Ende haben möge?

Strater: Die Haltung zur "blauen Plakette" ist bekannt und unverändert.

Zusatzfrage: Das bedeutet also, in diesem Fall wäre die Automobilindustrie
zu regideren Maßnahmen bereit als die Politik?

Strater: Die Maßnahmen, die für saubere Luft den Städten sorgen, haben wir
hier ja vielfach genannt. Die Position zur "blauen Plakette" ist auch
bekannt; die hat sich in den letzten Stunden und Tagen nicht geändert.

Zusatzfrage: Das Umweltministerium?

Kübler: Ich finde es gut, dass sich auch VW jetzt in diese Richtung bewegt.
Eine "blauen Plakette" bedeutet eine Einfahrtgenehmigung in Umweltzonen für
besonders saubere Autos. Ich hoffe, dass Herr Müller jetzt einen weiteren
Schritt ankündigt und dann auch technische Nachrüstungen vornimmt, sodass
viele Autos diese "blaue Plakette" bekommen werden.

Zusatz: Ich glaube, in Ihrem Haus, Herr Kübler, hat man herausgefunden,
dass es mit der "blauen Plakette" im Sinne einer Farbe Blau gar nicht gehen
würde, weil es die schon gibt.

Kübler: Ja, das stimmt. Sie ist wahrscheinlich nicht besonders verbreitet,
weil sie Elektroautos erhalten, die im Ausland zugelassen werden, auf
deutschen Straßen fahren und eben Zugang zu den Umweltzonen haben wollen.
Die gibt es also tatsächlich. Vielleicht sollte man auf den Vorschlag der
scheidenden Umweltministerin zurückkommen.

Zusatzfrage: Das war, glaube ich, der pinkfarbene Fuchsschwanz?

Kübler: Darüber muss dann das nächste Kabinett befinden.

Frage: Frau Adebahr, was machen die deutschen Gefangenen in der Türkei?
Sind es immer noch vier? Ist es so, dass immer noch einer keinen
konsularischen Zugang hat?

Lernfrage: Ich würde gerne wissen, wie viele deutsche Gefangene es wo im
Rest Europas gibt.

Adebahr: Zur Frage eins: Ja, es gibt keinen neuen Stand. Was Sie sagen, ist
korrekt.

Zur zweiten Frage - vielleicht ist heute Tag der Nachreichungen -, kann ich
schauen, ob wir eine solche Statistik haben. Ich habe sie nicht dabei.

Frage: Ich muss noch einmal zum Thema Zoll, Stichwort Harley-Davidson, das
wir am Anfang hatten, zurückkommen. Ich weiß nicht, wer die Nachlieferung
versprochen hatte.

SRS Streiter: Niemand.

Zusatzfrage : Niemand?

Vors. Mayntz: Wir haben unsere Erwartungen kommuniziert.

Zusatzfrage: Gut, dann möchte ich diese Erwartung weiter befrachten und
darauf verweisen, dass nach der letzten im Internet veröffentlichten
Statistik des Kraftfahrt-Bundesamtes von 2016 bis 2017 15 Harley-Davidsons
zugelassen wurden und der Marktanteil von 4,6 auf 4,9 Prozent stieg. Ich
würde gerne wissen, ob sich dieser Trend fortgesetzt hat und wie die
Nachreichungen im Jahr 2017 waren. Das wäre die Nachreichungsbitte. Danke!

Einhorn: Ich kann dazu noch kurz etwas ergänzen. Ich kann keine konkreten
Zahlen ergänzen, aber die Einfuhrzahlen sind online bei Eurostat einsehbar.
Dort kann man auch einzelne Warengruppen einsehen.

Zusatz: Sie werden es nicht glauben: Ich finde die Zulassungen
interessanter als die Einfuhr. Genau das habe ich getan und die Zahlen
eingesehen. Die gibt es für Anfang 2017, aber seitdem ist ein Jahr
vergangen.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMJV zur Rehabilitierung von
Homosexuellen seit dem Zweiten Weltkrieg. Bisher gab es nur 81 Anträge auf
Entschädigung. Bei der Verabschiedung des Gesetzes haben Sie behauptet,
dass es ungefähr 50 Menschen gibt, die potenziell entschädigt werden
könnten. Wie erklären Sie sich angesichts dessen, dass Sie selbst eine
Ausweitung der Rehabilitierung ablehnen, dass bisher 49 Menschen keinen
Antrag gestellt haben?

Krüger: Vielen Dank für diese Frage. Ich kann aktuelle Zahlen nachschieben.
Mit Stand vom 8. März - das war also gestern - lagen 84 Anträge vor.

Ich möchte auf den Gesetzestext verweisen. In der Gesetzesbegründung steht
meines Wissens explizit, dass von 5000 Anträgen ausgegangen wurde und dass
das eine reine Schätzung war.

Zusatzfrage: Wie sind Sie denn auf diese Schätzung gekommen? Die ist ja
anscheinend völlig daneben.

Krüger: Dazu verweise ich Sie auf die Gesetzesbegründung, die im Internet
zu finden ist.

Zusatz: Ich versuche, Ihre Interpretation zu verstehen. Wie sind Sie auf
die 5000 gekommen, und warum lehnen Sie die Ausweitung des Begriffes ab? Es
gibt ja Menschen, die nicht verurteilt, die aber gejagt wurden usw. usf.,
die also keinen Strafmakel haben. Das lehnen Sie ja ab. Dadurch könnte man
die Rehabilitierung ja erweitern und dafür sorgen, dass mehr Menschen
entschädigt werden können.

Krüger: Ich komme noch einmal auf den Kern des Gesetzes zurück, das in der
vergangenen Legislaturperiode beschlossen wurde. Kern dieses Gesetzes ist
die Beseitigung des Strafmakels von strafgerichtlichen Verurteilungen, die
in Anwendung von längst aufgehobenen Strafvorschriften gefällt wurden. Die
im Gesetz vorgesehene Entschädigung ist an diese kraft Gesetz erfolgte
Urteilsaufhebung gebunden. Das ist der Hintergrund, weshalb sich die
Entschädigung nur auf eine strafgerichtliche Verurteilung bezieht.

Ich möchte aber auch noch darauf hinweisen, dass neben der
Individualentschädigung für den Strafmakel auch eine Kollektiventschädigung
eingeführt wurde, und zwar von jährlich 500 Euro für die 
Magnus-Hirschfeld-Stiftung. Über weitere Fragen in diesem Zusammenhang wird möglicherweise
eine neue Bundesregierung nachdenken.

Frage: Daran möchte ich kurz anknüpfen. Als das Ganze verkündet wurde,
hatte sich Herr Maaß folgendermaßen geäußert:

"Mit dem 175 StGB hat der Staat große Schuld auf sich geladen, weil er
unzähligen Menschen das Leben erschwert hat. Die Norm hat unvorstellbares
Leid angerichtet. Mit dem Gesetz können wir die Opfer rehabilitieren."

Faktisch ist die Rehabilitation der Verurteilten, aber eben nur der
Verurteilten, geschehen. Sie haben die Kollektiventschädigung eben
angesprochen. Diese ist für den Einzelfall, der zwar nicht verurteilt
wurde, aber dennoch Nachteile erfahren hat, nicht hilfreich, oder?

Krüger: Das ist richtig, aber die Rehabilitation bezieht sich in erster
Linie auf die Aufhebung der Urteile, die ja schon per Gesetz vorgenommen
wurde. Der Kern dieses Gesetzes ist, dass die Urteile aufgehoben wurden,
was auch im Blick auf die Bundesregierung ziemlich einmalig war.

Zusatzfrage: Ich kann das rechtssystematisch nachvollziehen. Aber der
politische Anspruch der Rehabilitation geht ja über die rein
strafrechtliche Dimension hinaus, oder?

Krüger: Darüber wurde im Gesetzgebungsverfahren lange diskutiert. Ich
verweise noch einmal auf das, was ich gesagt habe, nämlich dass der Kern
des Gesetzes ist, den Strafmakel von strafgerichtlichen Verurteilungen
aufzuheben. So ist das Gesetz beschlossen worden und in Kraft getreten.

Zusatzfrage: Würde der Justizminister mit heutigem Blick auf das, was dabei
herausgekommen ist, als aller Voraussicht scheidender Justizminister sagen,
dass an dieser Stelle ein Nachsteuerungsbedarf besteht?

Krüger: Diese Frage muss ich so stehenlassen. Wir haben ein Gesetz, das in
Kraft getreten ist und jetzt gilt. Ihnen ist sicherlich bekannt, dass es
auch im parlamentarischen Raum Vorschläge gibt, dieses Thema noch einmal
aufzugreifen. Darüber wird eine künftige Bundesregierung beraten.

Freitag, 9. März 2018

 * 
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INTERVIEW/400: Pflegenot - ein Mehrfrontenkrieg ...    Michael K. im Gespräch (SB)


Gespräch am 3. März 2018 in Hamburg-St. Georg



Der 160. Jour Fixe der Hamburger Gewerkschaftslinken [1], der am 3.
März in den Räumen der Föderation demokratischer Arbeitervereine
(DIDF) [2] im Stadtteil St. Georg stattfand, stand unter dem Thema
"Kämpfe in Krankenhäusern in Hamburg, Bremen und Berlin -
Organisierung von Pflegebündnissen - die Macht der Öffentlichkeit".
Er ging auf eine Anfrage bzw. eine Initiative von labournet tv [3]
zurück. Die inhaltliche Gestaltung war dann die gemeinsame Sache von
Bärbel Schönafinger (labournet tv) und dem Jour Fixe, die beide
Michael K. (Krankenpfleger) schon länger kennen.
Eingeladen wurde auch Silvia Habekost (Pflegerin im Vivantes Klinikum)
aus Berlin, die von Kalle Kunkel (ver.di-Sekretär für die Charité)
empfohlen worden war, zu dem ebenfalls schon seit längerem Kontakt
besteht. Das gilt auch für Ariane Müller aus Bremen (Krankenschwester
und Mitbegründerin des dortigen Pflegebündnisses) und Christoph
Kranich (Sprecher des Hamburger Pflegebündnisses) [4], zu dessen
Gründungsmitgliedern der Jour Fixe gehört.

Michael K. engagierte sich in den Streiks der Pflegekräfte 2006
und 2011, gehörte einem Personalrat an und war auch 2015 aktiv am
Arbeitskampf beteiligt. Im Anschluß an den Jour Fixe beantwortete er
dem Schattenblick einige vertiefende Fragen.
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Streitet für ein sozial gerechteres Gesundheitswesen
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Schattenblick (SB): Wenn man die Entwicklung im Gesundheitswesen über
die Jahre verfolgt, kann man den Eindruck gewinnen, daß eine Art
Moloch aufgebaut wird, der immer weniger mit den Patienten und dem
Pflegepersonal zu tun hat. Läßt sich dieser Entwicklung deiner
Einschätzung nach etwas entgegensetzen?

Michael K. (MK): Ja, sonst würde eine Veranstaltung wie diese
hier keinen Sinn machen. Insofern glaube ich das schon und
insbesondere, wenn wir es schaffen, über unsere Scheuklappen
hinwegzugucken und nicht nur die eigene Berufsgruppe zu sehen. Die
Pflege hat sich hier auf den Weg gemacht und ein wichtiges Problem
ihrer Überlastung thematisiert. Nun wird es darauf ankommen, daß man
alle anderen Bereiche der Gesundheitsversorgung peu à peu mit in die
Diskussion, die Aktionen und Bündnisse hineinnimmt, um erstens zu
schauen, daß man die schlimmsten Auswirkungen zu zügeln versucht, und
zweitens, sich zusammensetzt und einen Kopf macht, was für ein
Gesundheitssystem wir eigentlich wollen. Insofern glaube ich schon,
daß man dagegen wirksam vorgehen kann, auch wenn es ein bißchen Geduld
braucht.

SB: Du hattest unter anderem beschrieben, wie Teile der Kolleginnen
und Kollegen durch diese Auslagerung gespalten werden. Wie sind deine
Erfahrungen mit Bündnismöglichkeiten?

MK: Es gibt verschiedene Motivationen, warum es für die Arbeitgeber
attraktiv ist, Ausgliederungen vorzunehmen. Das eine ist natürlich ein
ökonomisches Motiv, mit dem anderen verfolgt man, wie ich glaube,
durchaus das Interesse, je zersplitterter eine Belegschaft ist, je
mehr einzelne Glieder sie hat, die womöglich auch zueinander als Kunde
und Dienstleister in Beziehung stehen, genau diese Art der Spaltung
innerhalb der Belegschaft und der Kollegen voranzubringen. Das ist
durchaus absichtlich gewollt und nicht nur unmittelbar ökonomisch
begründet. Insofern ist es wichtig, daß die Belegschaften sich
klarmachen - sie können die Firma nennen, wie sie wollen, ob Charité
Facility Management, Charité Physiotherapie und Präventionszentrum
oder Labor GmbH -, daß wir Charité sind. Wir sind Kollegen, die diesen
Beruf gewählt haben, nicht nur, um unseren Lebensunterhalt als
Röntgenarzt, Krankenpflegekraft oder Krankentransporter zu verdienen,
sondern um eine sinnvolle Tätigkeit zu machen. Diese Sinnhaftigkeit,
die ich in meiner täglichen Beschäftigung suche, kann eben auch dazu
führen, daß wir uns trotz dieser künstlichen Spaltung als eine
Belegschaft mit einem gewissen Ziel verstehen. Darin besteht meines
Erachtens auch die Möglichkeit, diese Spaltung zu überwinden.

Im Moment funktioniert die Spaltung noch ziemlich gut. Es gibt zwar
Kollegen, die von ihrem Verständnis her schon irgendwie weiter sind,
aber bislang ist es den Unternehmern noch recht gut gelungen, diese
Spaltung aufrechtzuerhalten und in den Köpfen einzelner oder vieler
Kollegen wirklich zu verankern. Aber dennoch gibt es Leute, die sich
damit auch im eigenen Betrieb kritisch auseinandersetzen, so daß die
Möglichkeit vorhanden ist, darüber hinauszuwachsen. Wenn man die CFM
[5] und VSG [6] nimmt, die zwei verschiedenen Unternehmen angehören,
erkennt man durchaus, daß es Kollegen gibt, die eine solche Position
haben, sonst hätten sie nicht mehrere Streiktage organisieren, sich
gegenseitig unterstützen und Demonstrationen bei den jeweiligen
Aufsichtsratsitzungen machen können. Und ich hoffe, daß sich das auf
Dauer verstärken wird.

SB: Wie sind deine Erfahrungen mit anderen Berufsgruppen wie
beispielsweise der Ärzteschaft, die ja wesentlich besser bezahlt und
privilegierter im Vergleich zu euch ist? Gibt es da Solidarität oder
überwiegen doch eher die Abgrenzungserscheinungen?

MK: Es ist schwer, das pauschal zu sagen. Die Ärzte sind, ähnlich wie
wir in der Pflege, ziemlich hierarchisch organisiert. Je weiter man
nach oben kommt, desto mehr mag es eigene Interessen geben, die es dem
einzelnen schwerer machen, sich als Teil einer Gemeinschaft zu sehen.
Daß sich das im Alltag umsetzt, merkt man auch daran, wie man
miteinander umgeht. Gleichwohl gibt es auch unter den Ärzten genügend
kluge Leute, die sich nicht so einfach spalten lassen. Bei Aktionen
ist es im Moment aber noch so, daß es dem einzelnen durch die Spaltung
der Gewerkschaft in Marburger Bund und ver.di, die im Augenblick noch
sehr manifest ist, sehr schwer fällt, diese Kluft zu überbrücken. Wenn
ich mich recht entsinne, gab es durchaus auch von arbeitenden Ärzten
während des Streiks in der Charité solidarisches Verhalten. In dem
Film über den Streik haben wir studentische Kreise gesehen, sozusagen
Ärzte in spe, die ein Plakat mit der Aufschrift "Mehr von euch ist
besser für uns alle" getragen haben.

Trotzdem ist es auch bei ihnen so, daß die Spaltung von den Chefs
gewollt wird, zum Beispiel durch das Ausspielen von Pflege und Ärzten,
was ihre Tätigkeiten angeht, daß die Pflege sich gebauchpinselt fühlen
soll, wenn sie ärztliche Tätigkeiten übernimmt. Weil dies in den
Köpfen mitverankert ist, bedarf es schon eines permanenten Agitierens
und einer Auseinandersetzung in den Betrieben, um darüber
hinwegzukommen. Warum sollen Ärzte jetzt weniger solidarisch sein als
Schwestern miteinander? Klar haben sie andere Einkommensverhältnisse,
aber wenn man sich anschaut, was viele von ihnen im Sinne von Stunden
dafür leisten, dann relativiert sich das wieder. Sie müssen
wahrscheinlich nicht jammern, daß sie zu wenig Geld haben, aber was
sie dafür an Freizeit opfern, ist auch nicht zu verachten.

SB: Die Erfahrungen mit der Gewerkschaft oder ver.di speziell waren
offenbar unterschiedlich in den einzelnen Städten. Inwieweit kann
Gewerkschaft aus deiner Sicht ein Bündnispartner sein oder muß man
sie im sprichwörtlichen Sinne zum Jagen tragen?

MK: Dazu kann ich persönlich schwer etwas sagen. Ich bin zwar
ver.di-Mitglied, aber, was die Betriebsgruppenarbeit angeht, nicht so
involviert im Berliner Geschehen. Dennoch erleben wir ja immer
wieder, daß die aktiven Kollegen wie hier bei Vivantes sich erst
gegen einen gewissen schwerfälligen bürokratischen Apparat
durchsetzen müssen, wenn es ihnen denn überhaupt gelingt, und daß die
Gewerkschaft, so wie sie hier organisiert ist, ja ganz eigene
Interessen vertritt, bis hin zur Verquickung in die Politik hinein,
und es so den Aktiven an der Basis nicht immer leichtgemacht wird.
Das mit dem Tragen zum Jagen trifft es bestimmt. Die Frage ist, ob
sie nicht manchmal zu schwer ist und die Kollegen daran eher
kaputtgehen, weil sie das Tragen nicht schaffen. Im Moment sehen wir
außer den Gewerkschaften, die derzeit real existieren, keine andere
Organisation, die eine Möglichkeit dazu bieten könnte. Wichtig wäre,
daß neben diesen Gewerkschaften Leute solche Bündnisse
zusammenfassen, die dann vielleicht auch in die Gewerkschaft
hineinwirken, indem sie sagen, hier seid ihr viel zu wenig aktiv, da
gibt es deutlich mehr Probleme, als ihr sie im Moment thematisiert.
Ohne Gewerkschaft wird es nicht gehen, aber ohne den Druck von
Beschäftigten und ganz vielen Leuten drum herum werden die
Gewerkschaften sich nicht bewegen.

SB: Welche Reaktionen aus der Öffentlichkeit habt ihr zu eurem Streik
erlebt, denn eigentlich müßte doch jeder Mensch damit rechnen, eines
Tages selbst ins Krankenhaus zu kommen und auf eine gute Pflege
angewiesen zu sein?

MK: Eigentlich wundert es mich, daß wir als Pflegekräfte immer darüber
skandalisieren müssen, obgleich doch jeder weiß, warum man nicht ins
Pflege- oder Altenheim will. Jede Krankenschwester hat eine Familie,
der sie von ihrer Arbeit erzählt, und die Kids erleben, wie groggy die
Mama ist, wenn sie nach Hause kommt. Das weiß jeder. Während des
Streiks 2015 gab es ganz viel Verständnis und eher eine positive
Meinung gegenüber diesem Streik. Ich glaube, die Grundstimmung hat
sich in dieser Hinsicht auch heute nicht geändert. Selbst Leuten, die
immer wieder beteuern, wir müssen Steuern sparen und dürfen das
Sozialsystem nicht weiter ausbauen, ist völlig klar, daß
Gesundheitsversorgung gewährleistet sein muß, auch weil sie selbst
davon betroffen sein könnten. Bei der Altenpflege ist es ähnlich.
Insofern ist es tatsächlich auch eine Frage, wie wir diese eher
solidarische Position großer Teile der Bevölkerung wirklich nutzen
könnten. Statt immer zu skandalisieren, müßten wir sagen, so geht es
nicht weiter, jetzt handeln wir. Es gab kleine Ansätze dazu, aber
bisher sind sie recht vereinzelt geblieben. Die Charité ist beim
Streik 2015 alleine geblieben, und zwei Jahre später ebenfalls.

SB: Es gibt Berlin, Hamburg und, wie wir heute gehört haben, nun auch
Bremen. Werden weitere Städte einbezogen, vielleicht auch in einer
bundesweiten Vernetzung?

MK: Es gibt Freiburg und das Saarland und noch ein paar andere Städte,
die auch von den ver.di-Oberen geadelt wurden. Zehn Krankenhäuser
gehören zu den Auserwählten, die im Rahmen dieser "Kampagne
Entlastung" auch in den Arbeitskampf gehen können. Das waren bisher
jedenfalls in meiner Wahrnehmung relativ symbolische ein- oder
zweitägige Warnstreiks. Das letzte Mal beteiligten sich immerhin vier
Unikliniken in Baden-Württemberg gleichzeitig an dem Streik, was schon
einmal eine Steigerung war. Daß es eine größere Ausweitung geben
könnte, würde ich im Moment mit ein paar Fragezeichen versehen,
zumindest, wenn man darauf wartet, daß ver.di etwas macht. Es wird
sicherlich ein bißchen davon abhängen, was für eine Bundesregierung
zustande kommt, weil ver.di sehr stark auf politische Institutionen,
auf den Ansprechpartner Bundesregierung bzw. den Gesundheitsminister,
orientiert ist. Darüber hinauszugehen, ist, wie ich finde, wiederum
Aufgabe von Leuten, die sich zusammensetzen in solchen Bündnissen und
sagen, wir vernetzen uns jetzt über unsere kleine Stadt, vielleicht
sogar über das eigene Bundesland hinaus. Wenn es dazu kommt, werden
wir vielleicht in zwei Jahren eine deutliche Ausweitung haben. Wenn
diese Bündnisse jedoch scheitern und nur zum Erfüllungsgehilfen der
ver.di-Bürokratie dienen, werden wir es nicht erleben. Ich glaube, es
ist ziemlich offen.

SB: Michael, vielen Dank für dieses Gespräch.


Fußnoten:


[1] http://www.gewerkschaftslinke.hamburg

[2] http://www.didf.de

[3] http://www.labournet.tv

[4] http://www.pflegenotstand-hamburg.de

[5] CFM (Charité Facility Management GmbH) ist die größte Tochterfirma
der Charité, in die nichtmedizinische und nichtpflegerische Dienste
ausgelagert wurden.

[6] VSG (Vivantes Service GmbH) ist eine Tochter von Vivantes, in die
verschiedene Versorgungsdienste ausgelagert wurden.
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VORTRAG/2240: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen am 13. und 14. März 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 11. Kalenderwoche



Liebe Leserinnen und Leser,

im April veranstalten wir drei historische Konferenzen, die sich mit
wichtigen Jahrestagen beschäftigen: Am 14.4. steht das 100. Jubiläum der
Novemberrevolution im Mittelpunkt. Und am letzten Wochenende des Monats
finden gleich zwei Veranstaltungen aus Anlass des 50. Jahrestages von 1968
statt. Am Freitag, dem 27.4., thematisieren wir die Reformen und
Reformversuche der sechziger Jahre im Osten, und am Samstag folgt eine
Analyse der internationalen Dimension des "langen Jahres" 1968.
Für alle drei Konferenzen bitten wir um Anmeldung, da die Plätze begrenzt
sind.

Zuvor gibt es natürlich noch zahlreiche weitere Veranstaltungen, u.a.
diejenigen der kommenden Woche:


Dienstag, 13. März, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Über die Sinnhaftigkeit der Kombinatsbildung am Beispiel des SKET Magdeburg
Und die Bedeutung des Industrieanlagenbaus für die DDR

Referent: Eckhard Netzmann (ehem. Generaldirektor des SKET Magdeburg)

Moderation: Helga Labs

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 13. März, 19:00 bis 21:00 Uhr

Geschichte

Leonid Breschnew: Staatsmann und Schauspieler im Schatten Stalins

Referentin: Prof. Suanne Schattenberg (Osteuropahistorikerin, Universität
Bremen)

Moderation: Dr. Wladislaw Hedeler

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Museum Karlshorst, Zwieseler Str. 4, 10318 Berlin


Mittwoch, 14. März, 19:00 bis 21:00 Uhr

Philosophische Gespräche

Ein Gespenst geht um. Anarchismus im 21. Jahrhundert

Referent: PD Dr. Olaf Briese (Privatdozent am Institut für
Kulturwissenschaft der Humboldt Universität zu Berlin)

Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem Institut für Sozialtheorie Bochum
e.V.

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke e.V., Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auch auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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KIRCHE/2087: Kardinal Reinhard Marx zum Tod von Karl Kardinal Lehmann (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 11.03.2018

Kardinal Reinhard Marx zum Tod von Karl Kardinal Lehmann



Mit großer Betroffenheit und Trauer habe ich die Nachricht vom Tod unseres
geschätzten Mitbruders und Freundes, Kardinal Karl Lehmann, aufgenommen.
Gott, der Herr über Leben und Tod, hat den treuen Diener zu sich heim
gerufen. Im tiefen Glauben an den gnädigen Gott ist er verstorben. Ein
großer Theologe, Bischof und Menschenfreund geht von uns. Mit seinem Tod
verlieren wir einen warmherzigen und menschlichen Bischof, den eine große
Sprachkraft auszeichnete. Ich trauere mit den Gläubigen des Bistums Mainz.
Die Kirche in Deutschland verneigt sich vor einer Persönlichkeit, die die
katholische Kirche weltweit wesentlich mit geprägt hat.

Die Deutsche Bischofskonferenz ist Karl Lehmann zu großem und weit über
seinen Tod hinausreichenden Dank verpflichtet. Weit über zwanzig Jahre hat
er die Geschicke der Deutschen Bischofskonferenz als deren Vorsitzender
geleitet. Ich erinnere mich gut an unsere ersten Begegnungen, die von
Herzlichkeit und Offenheit, vor allem von der Lust an der theologischen
Debatte geprägt waren. Kardinal Lehmann hat in der Deutschen
Bischofskonferenz Höhen und Tiefen erfahren. Es ging ihm immer wieder um
die Frage, wie eine menschendienliche und zugleich traditionsverpflichtete
Kirche beschaffen sein sollte. Die persönliche Wertschätzung, die er jedem
Gesprächspartner gegenüber zeigte, sein unglaubliches Gedächtnis - Karl
Lehmann vergaß nichts - und seine theologische Weite waren glückliche Jahre
für unsere Bischofskonferenz. Diesem Erbe sah sich mein Vorgänger,
Erzbischof Dr. Robert Zollitsch, und sehe auch ich mich weiterhin
verpflichtet. 1993, 1999 und 2005 wurde Karl Lehmann im Amt als
Vorsitzender bestätigt, bevor er sich 2008 aus gesundheitlichen Gründen von
diesem Amt zurückziehen musste. Es wäre nicht Karl Lehmann gewesen, hätte
er dann nicht den Vorsitz der Glaubenskommission unserer Konferenz für
mehrere Jahre übernommen.

In die Amtszeit von Kardinal Lehmann fallen so schwierige Momente wie die
"Kölner Erklärung" von 1988, das Ringen um den richtigen Weg in der
Schwangerenkonfliktberatung und das Bekanntwerden von Fällen sexuellen
Missbrauchs in der katholischen Kirche. Besonders glückliche Momente waren
für Karl Lehmann die Wiedervereinigung der beiden getrennten
Bischofskonferenzen in die erste gesamtdeutsche Bischofskonferenz, die 1991
zusammentrat. Ich denke aber auch an die Apostolische Reise von Papst
Johannes Paul II. 1996 nach Paderborn und Berlin, wo Kardinal Lehmann
damals den Heiligen Vater beim Gang durch das Brandenburger Tor begleiten
konnte und sich so gleichsam die Wiedervereinigung auch für den Papst
abschloss. Glückliche Momente durfte Kardinal Lehmann in seinem
unermüdlichen Einsatz für ein Gelingen des Weltjugendtags 2005 in Köln
spüren, ebenso ein Jahr später, als Benedikt XVI. seine bayerische Heimat
besuchte. Die ökumenische Annäherung war ihm ein - theologisches und
geistliches - Herzensanliegen. Nicht selten hat er sich dazu in
vertraulichen Runden mit den Verantwortlichen der Evangelischen Kirche in
Deutschland getroffen. Die Unterzeichnung der Gemeinsamen Erklärung zur
Rechtfertigung 1999 geht wesentlich auf das Verhandlungsgeschick Karl
Lehmanns zurück. Den Kontaktgesprächskreis zwischen der Deutschen
Bischofskonferenz und der EKD hat er mit Leben und Ideen, Diskussionen und
Anregungen gefüllt.

Karl Lehmann blieb Zeit seines Lebens Professor der Theologie. In der
Bischofskonferenz konnte er bisweilen längere Ausführungen halten und uns
auf den Stand der Forschung bringen. Dankbar denken wir gerade auch an
seine umfassenden Grundsatzreferate während unserer Vollversammlungen. Alle
wissenschaftlichen Traktate hatten zum Ziel, in Zeiten des Umbruchs
wegweisend den Menschen Zuversicht zu schenken. Das hat ihm auch großen
Respekt in der Politik und bei vielen gesellschaftlichen Gruppen
eingebracht.

Der Verstorbene, 1963 in Rom von Kardinal Julius Döpfner zum Priester
geweiht, war stets vom Aufbruch des Zweiten Vatikanischen Konzils geprägt.
Als Assistent von Karl Rahner konnte er das Geschehen und das Ringen um
Positionen aus nächster Nähe miterleben. Karl Lehmann machte sich zur
Lebensaufgabe, das Konzilserbe zu wahren und dafür zu werben. In
stürmischen Zeiten stand er fest im Glauben, so wie es sein bischöflicher
Wahlspruch ausdrückt, den er mit der Bischofsweihe 1983 annahm: "State in
fide - Steht fest im Glauben" (1 Kor 16, 13). Ja, Karl Lehmann konnte
nichts in seinem Glauben erschüttern.

Es dauerte etwas, bis sein vielfältiges römisches Engagement, seine
Mitgliedschaft in zahlreichen Dikasterien der Kurie, seine intensive
theologische Begleitung ungezählter Bischofssynoden im Vatikan, mit dem
Kardinalat 2001 anerkannt wurde. Das sah er als neuen Ansporn für weiteren
Einsatz in Rom und in der Weltkirche.

Mit dem Tod von Karl Lehmann verliert die Kirche in Deutschland eine
prägende Gestalt und unser Kontinent einen überzeugten Europäer. Gerade in
den acht Jahren als Vizepräsident des Rates der Europäischen
Bischofskonferenzen hat sich Kardinal Lehmann für Völkerverständigung und
Aussöhnung, Brückenbau und Dialog unermüdlich eingesetzt.

Kardinal Lehmann war ein beeindruckender Mensch und vorbildlicher
Geistlicher, dessen Engagement und Arbeit national und international
ungezählte Ehrungen erfuhren. Vor allem war Karl Lehmann Priester,
Seelsorger und Bischof, ein begnadeter Theologe und ein guter Freund. Die
theologische Finesse wird uns ebenso fehlen, wie seine kantigen
Wortmeldungen. Karl Lehmann war ein katholischer Weltbürger, auskunftsfähig
zu allen Themen der Zeit. Wir trauern um einen großartigen Menschen, eine
wegweisende Persönlichkeit und einen gläubigen Katholiken, der sein Leben
ganz nach Gottes Plan für ihn lebte und sich hingebungsvoll dem Auftrag
Christi und seiner Botschaft gewidmet hat.

In stiller Trauer verneige ich mich vor einem Freund, einem Mitbruder, der
uns allen Orientierung gegeben hat.



Die Deutsche Bischofskonferenz ist ein Zusammenschluss der katholischen
Bischöfe aller Diözesen in Deutschland. Derzeit gehören ihr 65 Mitglieder
(Stand: März 2018) aus den 27 deutschen Diözesen an. Sie wurde eingerichtet
zur Förderung gemeinsamer pastoraler Aufgaben, zu gegenseitiger Beratung,
zur Koordinierung der kirchlichen Arbeit, zum gemeinsamen Erlass von
Entscheidungen sowie zur Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen.
Oberstes Gremium der Deutschen Bischofskonferenz ist die Vollversammlung
aller Bischöfe, die regelmäßig im Frühjahr und Herbst für mehrere Tage
zusammentrifft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 037 vom 11. März 2018

Herausgeber: P. Dr. Hans Langendörfer SJ,

Sekretär der Deutschen Bischofskonferenz

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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SCHACH-SPHINX/06501: Kunst ohne Mäzene (SB)


Viele Künstlerseelen wären wohl den Weg in die Vergessenheit gegangen,
wenn ihnen nicht freigebige Mäzene mit finanzieller Gunst unter die
Arme gegriffen hätten. Kunst auf dem harten Boden des Broterwerbs ist
eine Pflanze, die selten gedeiht. Uneigennützig waren die
Geldzuwendungen nie. So hatte sich der römische Adlige Maecenas, nach
dem das Wort Mäzen gebildet wurde, mit seiner Großzügigkeit gegenüber
den Dichtern Horaz und Vergil auch deren Besuche in seinem Salon
erkauft. So lauschte sein Ohr gern und als erster wohl den neuesten
Werken dieser beiden Dichterköpfe. Nebenbei war er der Verlegenheit
enthoben, selbst lesen zu müssen. Auch Schachmeister verdankten nicht
selten die Entfaltung ihrer Schaffenskraft dem wohlwollenden
Portemonnaie eines Gönners, beispielsweise der polnische Meister David
Janowski, der freilich die Ungeheuerlichkeit besaß, seine Geldquelle
durch rüpelhaftes Benehmen für immer zu verschließen. Wer keinen
solchen Geldfreund zur Seite hatte, mußte mit dem wenigen auskommen,
was er durch Siegprämien auf Turnieren erwarb, oder aber er fuhr
doppelgleisig und ging einem bürgerlichen Beruf nach. Nicolas
Rossolimo zum Beispiel mußte sich seinen Lebensunterhalt auf vielerlei
Arten verdienen. So arbeitete er eine Zeitlang in Frankreich als
Hausmeister, ehe er nach Amerika übersiedelte und sich als
Harmonikaspieler und Judokämpfer durchschlug oder Schallplatten mit
russischen Volksliedern besang. War die Miete bezahlt und der
Kühlschrank mit dem Nötigsten versehen, dann eilte er zu den
Schachturnieren. Trotz dieser Doppelbelastung wurde er 1995 Champion
der USA. Im heutigen Rätsel der Sphinx aus dem Meisterturnier zu
Bilbao 1951 bestrafte er seinen Kontrahenten Prins für die
Leichtsinnigkeit, ein Läuferopfer angenommen zu haben. Rossolimo, mit
den weißen Steinen spielend, ersann nun eine reizende
Siegeskombination, die mit einem raffinierten Zwischenzug eingeläutet
wurde, Wanderer.
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Rossolimo - Prins

Bilbao 1951


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Mit 1.De7-d6! verschärfte unser Fernschachfreund Sporisch das Dilemma
des schwarzen Königs. Dieser suchte mit 1...Kc4-b5 dem Einkesselungs-
Matt zu entgehen, mußte jedoch nach 2.Te3-b3+ Kb5-c4 3.Tb3-b1 Th8-d8
4.Ke2-e3+ Kc4-c3 5.Lf1-d3 erkennen, daß gegen das Eingreifen des
weißen Königsturms nichts mehr zu erfinden war.



Erstveröffentlichung am 15. März 2005
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PROFI/669: Halbweltergewicht - Seite an Seite mit Legenden ... (SB)




Mikey Garcia ist Weltmeister in der vierten Gewichtsklasse

Mikey Garcia ist Weltmeister in der vierten Gewichtsklasse geworden.
Nachdem der 30jährige Kalifornier aus Oxnard bereits Titel im
Federgewicht (WBO), Superfedergewicht (WBO) und Leichtgewicht (WBC)
gewonnen hatte, sicherte er sich nun im texanischen San Antonio durch
einen einstimmigen Punktsieg über den zwei Jahre jüngeren Russen
Sergej Lipinets auch den Gürtel der IBF im Halbweltergewicht. Während
Garcia damit in 38 Auftritten ungeschlagen ist, mußte sein Gegner nach
dreizehn Siegen die erste Niederlage einstecken. Dieser hatte den
Titel am 4. November 2017 durch einen Sieg über den Japaner Akihiro
Kondo im Barclays Center in Brooklyn gewonnen und mußte ihn nun
bereits bei der ersten Verteidigung schon wieder einem anderen Akteur
überlassen.

Wenngleich das Ergebnis (116:111, 117:110, 117:110) eindeutig für
Mikey Garcia sprach, hatte der klare Favorit im Freeman Coliseum doch
erheblich größere Probleme als erwartet. Er war zwar schneller und
technisch versierter als der Titelverteidiger, der jedoch beherzt auf
ihn losmarschierte, Druck machte und härter schlug. Da etliche Runden
nahezu ausgeglichen verliefen, hätte der insgesamt verdiente Vorsprung
des Herausforderers auf den Zetteln der Punktrichter durchaus knapper
ausfallen können. Lipinets erwies sich als zäher Kontrahent, der sich
von der Prominenz seines Gegners nicht einschüchtern ließ.

Einer der Höhepunkte des durchweg attraktiven und anspruchsvollen
Kampfs bahnte sich in der siebten Runde an, als der Russe in einen
Konter Garcias lief. Sofort kam es zu einem heftigen Schlagabtausch,
in dessen Verlauf der robuste Lipinets nach einem linken Haken des
Herausforderers erstmals in seiner Karriere zu Boden ging. Er war
jedoch umgehend wieder auf den Beinen und bot dem Gegner Paroli,
obgleich er noch mehrere wuchtige Schläge Garcias verkraften mußte.
Das turbulente Geschehen setzte sich fort, da die Kontrahenten so gut
wie keine Pause einlegten und einander selbst in der zwölften Runde
noch mit heftigen Treffern beharkten. Der Herausforderer stellte dabei
beste Nehmerqualitäten unter Beweis, da ihn nichts zu erschüttern
vermochte, was der Russe auf ihn abfeuerte. [1]

Nach zwölf spannenden Runde behielt Mikey Garcia zu Recht die
Oberhand, wenngleich man ihm ankreiden kann, nicht häufig genug
geschlagen und zu sehr auf seine überlegene Bewegungsweise gesetzt zu
haben. Laut der Statistik von CompuBox hatte Garcia von 679 Schlägen
169 ins Ziel gebracht (25 Prozent), während Lipinets bei 506 Versuchen
144 Treffer landen konnte (28 Prozent). In einer ersten Stellungnahme
nach seiner Niederlage zollte der Russe dem technisch und taktisch
souveränen Auftritt des Herausforderers Respekt, der ein großartiger
Boxer und ihm an Erfahrung weit überlegen sei.

Umgekehrt lobte auch Garcia den Gegner, der wie erwartet sehr zäh,
entschlossen und hungrig geboxt habe. Da Lipinets ein starker Kämpfer
sei, habe er ihn mit wechselnden Vektoren, behender Beinarbeit und
einem konsequenten Jab in Schach gehalten. Angesichts der
Gefährlichkeit des Russen habe man sehr umsichtig zu Werke gehen
müssen, doch unter dem Strich sei die Taktik voll und ganz
aufgegangen. Mikey Garcia ist nach Manny Pacquiao und Juan Manuel
Marquez erst der dritte Akteur in der Geschichte des modernen
Boxsports, dem das Kunststück gelungen ist, in den genannten vier
Gewichtsklassen Weltmeister zu werden. Es sei eine große Ehre für ihn,
künftig gemeinsam mit diesen beiden Legenden genannt zu werden, sagte
er im Gespräch mit Jim Gray vom Sender Showtime, der den Kampf
übertragen hatte. Dies sei ein sehr bewegender Augenblick und er
empfinde tiefe Dankbarkeit für alles, was ihm derzeit widerfahre. [2]

Da Garcia nach wie vor den WBC-Titel im Leichtgewicht hält, wird er
nach seinem Ausflug ins Halbweltergewicht wohl wie angekündigt wieder
dorthin zurückkehren. Daß er sich auch im höheren Limits gegen
hochklassige Gegner durchsetzen kann, hatte er bereits am 29. Juli im
Barclays Center mit seinem vielbeachteten Sieg im Prestigekampf gegen
Adrien Broner, ehemals Champion in vier Gewichtsklassen bis hinauf zum
Weltergewicht, unter Beweis gestellt. So verständlich das Ansinnen
leichterer Boxer sein mag, womöglich bis ins prominent besetzte
Weltergewicht aufzusteigen und dort hochdotierte Auftritte zu
bekommen, läßt sich die frühere Wirkung nicht zwangsläufig auch unter
veränderten körperlichen Verhältnissen erzielen. Broner war damals an
den heftigen Schlägen des Argentiniers Marcos Maidana gescheitert,
denen er keine entsprechende Wirkung entgegensetzen konnte.

Auch im Falle Mikey Garcias zeichnet sich ab, daß er im
Halbweltergewicht nicht so wirksam wie im Leichtgewicht agieren kann.
Ähnlich wie vordem Floyd Mayweather versteht es auch der Kalifornier
ausgezeichnet, sich die passenden Gegner auszusuchen. Es sind
keineswegs schwache Kontrahenten, doch wie schon bei Adrien Broner
namhafte Rivalen, die Garcia gründlich studiert hat und für besiegbar
erachtet. Das galt um so mehr für Sergej Lipinets, den schwächsten und
unbeweglichsten der Weltmeister im Halbweltergewicht. Der Russe ist
keinesfalls der beste Boxer in diesem Limit, sondern vielleicht an
Nummer fünf einzustufen. Daß er Garcia beträchtliche Probleme
bereitete, sollte als Warnsignal wahrgenommen werden, welche Gefahr in
diesem Limit droht.

Als namhaftester Rivale wartet im Leichtgewicht Wassyl Lomatschenko
auf ihn, dem Mikey Garcia jedoch vermutlich aus dem Weg gehen wird.
Dieser wollte sich eigentlich nach seiner Rückkehr aus der höheren
Gewichtsklasse mit dem WBA-Weltmeister Jorge Linares messen, um ihre
beiden Titel in seinen Händen zusammenzuführen. Er kommt jedoch
vermutlich zu spät, da ein Kampf zwischen Linares und Lomatschenko für
den 12. Mai in Arbeit ist. Sollte er stattfinden, dürfte der Ukrainer
als Sieger daraus hervorgehen, da er genau wie Garcia als
meisterhafter Techniker im Ring und einziger Akteur im Leichtgewicht
gilt, der dem Kalifornier das Wasser reichen kann. So drängend
Fangemeinde und Experten ein Duell zwischen Mikey Garcia und Wassyl
Lomatschenko als ultimative Nagelprobe in dieser Gewichtsregion
einfordern mögen, werden es sich die beiden Lager sicher dreimal
überlegen, ob sie ihren Nimbus und Siegeszug dabei aufs Spiel setzen
wollen.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/03/mikey-garcia-vs-sergey-lipinets-results/#more-258954

[2] www.boxingscene.com/mikey-garcia-drops-decisions-sergey-lipinets-results--126108
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